


































































Mittelamerika/Karibik 

Treffen antiimperialistischer Organisationen 
der Karibik und Mittelamerikas 

Abschlußerklärung 
Vom 11.-13. Juni d.J . fand in Havanna das e rlte Beratende T reUen anl iimpcria lil li schcr Organi.a­
tionen der Karibik und Miudamerikas stall. An ihm nahmen 3 1 re"olu!ionär- und na tional-demo­
kratischc, kommunisti!IChe und . oziakiemokutiSoC he Paneien und Organisat ionen teil. 
Du Treffen bot Gelegen heit , Me inungen über di.., Politik der R..-agan-Admininr.ll ion in der Region 
aUJZut ;o.uschcn und Altematil'cn zu entweden. Dem Treffen kam " or dem Hintergrund der 
US·lnvuion gegen Grenada ,'om Oktober 1983 e ine besondere Bedeutungzu, da . ie die Linke in der 
Region vOr neue Probleme guldlt und zu Mcinungsvcn chicdenheilen geruht ! hatte. Die Abschluß.. 
crklänu1{nigt jedoch, daß diCK Differenzen wei tgehend überwunden sind. 

Mitte lamerika und die K aribik , 
verbunde n im an t iimper ia lis ti sche n und 
antikoloniaüstische n Kampf 

MitteJamerika und die Karibik waren schon 
vor der Entd«kung der Neuen Welt mi teinan­
der verbunden_ 
Mit de r Eroberung jedoch wurden sie an ver­
schiedene Metropolen angeketlet_ Deswegen 
wartn wir lange dun::h den Kolonialismus von­
einander getrennt, und diese Trennung wurde 
durch den US-Imperial ismus in den letzten 
Jahn ehnten verstärk t_ 
Dies geschah dur<:h die andauernde Ausplünde­
rung eines jeden Volkes in der Region, durch 
das Fehlen von Verbindungen, die politische 
Unterdruckung und die Desinformation, die 
der gesamten Karibik und Miuelamerika auf­
gezwungen wurden. 
Nur dur<:h den Kampf der Völker konnte dies 
Stück ru r Stück überwunden werden. In diesem 
Kampf, in dem wir uns gegenseitig anerkennen 
und unsere nationale Eigenständigkeit behaup­
ten, verteidigen wir unseren Wohlstand und 
streben nach einer poli tischen Ordnung, die 
die Freiheit und die sozialökonomische Ent­
wicklung unserer Länder garantiert. 
Vor allem .. rkennen wir, daß wir Bruder sind, 
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weil wir demsclben Feind gegenüberstehen, 
der uns unterdrUckt und ausbeUlet_ 
J etzt, angesich ts der aggTf!ssiven Politik des 
US-Imp .. ria lismus, br.l.uchen die Völker der 
Karibik und eine enge Ver­
bundenheit. verschiedene Minel der schnellen 
Verständigung, gegenseitige Unterstützung, 
Ermutigung und den Austausch von Kritik, um 
zu überleben, zu kämpfen und zu gewinnen_ 
Wir brauchen einen kontinuierlichen Aus· 
tausch, um unseren eigenen Widerstand wir­
kungsvoll aufeinander abzustimmen. Eine Ab­
stim mung, die sich auf all das griindet, was uns 
vereint und uns in die Lage verse tzt, die Unter­
schiede und Angelegenheiten, die uns trennen. 
ab Brüder und Genossen anzupacken. 

Die US-Politik in der R egio n 

Entwurf ihrer strategischen Pläne furdie 
Region ist sich die Reagan-Administra tion 
über die unaunösbare Mit­
telamerika und der Karibik im klaren_ 
Sie sichert ihre imperialistischen InteresS(:n 
dur<:h einen politischen. wirtschaftlichen und 
militärischen Plan, der auf das Zerbr«hen der 
antikolonialistischen und al'tiimperialisti. 
sehen Volksbewegungcn, auf das Auslöschen 
des Sozialismus in Kuba mit dtm Millel de r 
militärischen Aggression, auf die Niederwer­
fung der sandinistischen Volksrevolution und 
auf di .. Erstickung der salvadorianischen und 
guatemaitekiM:hen Rebdlioncn abzieh_ 
Ihre Initiative fur das karibische Becken ist 
eint Politik der Neukoloniali>ierung und der 
Einverleibung. die wie ein trojanisches Pfud 
funktioniert. um ihr<: Durchdringung und Be­
herrschung der Karibik Zu sichern_ Dabei 
stärkt sie d ie Streitkräfte d .. r Marionellendik­
taluren, d ie ihr zu Diensten stehen und 
kontrolliert dur<:h den Wcltwährungsfonds die 
verarmten Volkswirtschaften in der Region. 
Das Beratende Tn:ff .. n hai mit großer Sorgt: 
die ungürutigen Auswirkungen des autoritären 
Drucks fe!tgeHellt. den vor allem die US­
Imperialisten alltn UnSCT<:n Völkern aufgebür­
det haben. Es hat besonders die fortgesetzte 
Abhaltung von Militärmanövern der Streit­
kräfte der Staaten im mittclameri­
kanischen und karibischen Gebiet angepran­
gert. weil si .. große Bedrohung des frie­
dens und der und Sicherheit 
der Völker in der Region dal"'ltdlen. 
Insgesamt wurden alle dun::h die katastropha­
len Auswirkungen der allgemeinen Krise des 

Kapitalismus in Mitleidenschaft gezogen. Die­
S(: wird jetzt noch durch die imperialistische 
Politik wiruchaftlicher und finanzieller Ein­
schränkungen verschärft - b .. sonders durch 
die hohen Zinuätze und die drii<:kenden, unge­
rechten Bedingungen, die hinsichtlich der Aus­
landsschulden auferlegt werden. 
Einige dieser Staaten - Kuba, Nikaragua und 
Surinam im besonderen _ sind ununterbro­
chenen Angriffen ausgesetzt, die auf die Desta­
bilisierung ihrer Volkswirtschaften, Regierun­
gen und Gesellschaften gerichtet sind. Im fall 
Guayanas wird Druck auf die Regierung aus· 
geübt, um die Protes.se umzuk .. hren, die auf 
die Erringung. wirklicher wirtschaftlicher Un­
abhängigkeit gerichtet sind. 
Andere Regierungen. wie die von Haiti. der 
Dominikanischen Republik und J amaika, die 
mit der US-Politik in der Region kollaborieren, 
zwingen ihren ausgebeuteten Völkern eine 
noch größere Armut und Besitzlosigkeit auf, 
wobei sie unter ihnen ger<:chten Zorn erleu­
gen, wie er künlich in Santo Domingo und 
Haiti zum Ausdruck gekommen ist_ 
Die sozialen und wirtschaftlichen Entbehrun­
gen von breiten Teilen der arbeitenden Klasse 
sind in solchen Gesellschaften chronisch ge­
worden_ Ereignisse, die kürzlich stall fanden, 
haben klar 4nd unzweifelhaft gezeigt, daß die 
Armen und Unterdrückten weder still bleiben 
wollen noch können, während ihre Unter­
drücker sich mit dem Imperialismus einig wu­
den und damit fortfahren, sich an ihnen zu 
mästen_ 

Internatio nale Solidaritä t 

Das Treffen unterstrich die wechsdseitige 
Abhängigkeit, die zwischen den Kämpfen un­
ser<:r Völker und der internationalen Lage be­
steht_ Wir sollten sie untersuchen und unseren 
Kampf gegen den Imperialismus in diesem 
größeren Rahmen betrachten und 50 die br<:ite 
Weh bewegung zur Sicherungdes f riedens und 
zur Vereitelung der aggressiven Politik der 
Reagan-Adm inistr"t ion. 
DiesbC"lüglich prangern die Teiln .. hmer des 
Treffens die aktive Teilnahme von einigen cu· 
ropäischen Alliierten des US· lmperialismusan 
seinen Plänen an. Sie widerktzen sich dem 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung. in­
dem sie einige Völker du Region unter ihrer 
direkten kolonialen Herrschaft hallen und sich 
von ihren dortigen kolonialen Stützpunkten 
aus ebenfalls in die inneren Angelegenheiten 
souveräner Staaten des G.-bietes einmischen_ 

Beratende Treffen bekräftigte. daß die 
völlig.: Befreiung der G.-biete, d ie immer noch 
kolonisiert sind, eine un.lbdingbare B .. dingung 
rur die Erringung des Gleichgewichtes und de, 
friede ns in der Ka ribik und in Mittclamerika 
ist. 
Das Beralende T reffen untersuchte ebenfalls 
die gegenwärtige Lage G re nadas. wobei es die 
fortgesetzte, Beseuung die.er Insel 
dur<:h der USA und der 
Karibik. nach derungerechtferügten und grau­
samen Inva.ion dieses I...andes, ... 
Es fordene, daß dIe Re50lutionen erfüllt wer­
den. die von der Vollversammlung der Verein­
ten Nationen und da Konfereß:t der Regie­
rungsoberhäupter des Britischen Common­
wealth, die im No'·ember 1983 in Indien statl­
fand, angenommcn wurden, und die einen so­
fortigen und bedingungslo5Cn Abzug fordern_ 
Das Tr<:ffen anerkannte und bestätigte die 
Notwendigkeit, die Menschenrech te des ge­
samten grenadinischen Volkes zu verteidigen. 
DieSe schließen das Rech t auf Arbeit. aufMei­
nungsf«'ihcit und aufVereinigungsfreiheit ein. 
sowie das Recht aller die eines Vn­
brecheM angeklagt sind. ihren RechlSv .. 
zu wählen und cin freies und gerechtes Verfah. 



ren zu haben. DieS(: Rechte wurden alk von 
der unrechtmäßigen, unterwürfigen Marionet· 
tenregierung und ihren US·Herren verletzt. 
Indem sie feststellten, daß die Niederlage der 
grenadischen Revolution einen ernsten 
Rückschlag rür die karibische und die interna­
tionale Revolution darstellt, verurteilten die 
Teilnehmer die Hinrichtung von Mauricc 
Bishop und anderer Revolutionäre und bf'Jch· 
ten ihre Obeneugung zum Ausdruck. daß das 
Volk Grenadas früher oder später erneut die 
Fackel der nationalen und ge~Uschaftlichen 
Freiheit aufnehmen wird, die ihm von ~inem 
geliebten Führer und Märtyrer Maurice Bishop 
gegeben wurde. 
Das Erste Beratende Treffen antiimperialisti· 
seher Organisationen der Karibik und Milld· 
ama-ikas verurteilte die verbrecherische Poli­
tik des US·lmperialismus in der gesam ten Re­
gion, und besonders die andauernde Blockade 
gegen das htldenhafte Volk von Kuba und die 
zunehmende Androhung eines militärischen 
Angriffs auf die Revolution. 
Die Teilnehma- brachten gleichfalls ihre Dank· 
barkeit gegenüber der Kommunistischen Partei 
Kubas flir die Ausrichtung dieses Treffens und 
die Bereiutcllung von ausgezeichneten Ar­
beitsbedingungen zum Alßdruck, die zu !ei· 
nem Erfolg beigetragen haben. 
Das Beratende Treffen prangerte die vid­
fachen Akte militärischer Intervention der 
Vereinigten Staaten in Milldamerika an; ihre 
Angriffe auf die heldenhafte Sandinistische 
Volksrevolution in Nikaragua; ihre Besetzung 
von Honduras;die militärische, politische und 
wirtschaftliche Hilfe, die sie der ~'ölk(fmör' 
derischen Diktatur von EI S:ilwdor gegeben 
haben, die va-geblich versucht, dem revo­
lutionären Krieg, den das salvadorianische 
Volk mit Erfolg führt, eine Niederlage >:u be­
reiten. 
Das erste Beratende Treffen bekundete seine 
Unterstüt>:ung für das heldenhafte guatemalte­
kische Volk in seinem Kampf rur die Einset­
zung eine~ politischen Regimes, das die Men­
schenrechte achtet und die sozialökonomische 
Entwicklung ~iner Nation sichersteU!. 
Das Treffen forderte gleichfalls Unabhängig­
keit rur Pu«to Rico und verurteilte die Nut· 
zung des Territoriums dieser In~l durch den 
Imperialismus, um militärische Angriffe auf 
andere Völker in die~m Gebiet durchzufUh­
ren. 
Das Treffen ~erurteilte die Pläne zur Errich­
tung einer Streitmacht unter US-Kontrolle in 
der östlichen Karibik, die ein Werkzeug Zur 
Intervention und eine Bedrohung der Unab· 
hängigkeit und der Souveränität die~r Länder 
darstellen würde. 
Die Teilnehmer br .. chten ihn: Solidarität mit 
allen Völkern der Welt zum Ausdruck, die für 
frieden, Demokratie, soziale Gerechtigkeit 
und nationale Befreiung. gegen Kolonialismus, 
Neokolonialismus und Imperialismus klimp­
fen. 

D ie Karibik als eine Zone des Frieden s 

Das Treffen brachte seine Oben:eugung zum 
Ausdruck, daß der Kampf rur den Frieden 
nicht vom Kampf für die Unabhängigkeit, die 
wirtschaftliche Entwicklung und den gt'scll­
schaft lichen fortschritl umerer Völker zu 
trennen ist. 
In diescr Hinsicht haben die Teilnehmer des 
Treffem erklärt. daß die folgenden Ziele er­
reicht werden mu,ocn, um aus der Karibik eine 
Zone des Friedenszu machen: 
• die Auflösung aller auslandischen Militär­
Stützpunkte, die in der Region bestehen. ein 
Verbot der Errichtung neUer Stützpunkte und 
die Beseitigung von Atomwaf(en; 
• die Beendigung aller Akte von wirtschaft-
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licher, politischer und militärischer Aggress ion 
gegen die Länder in der Region durch Wirt­
schaftsblockaden oder die Beeinflussung inter­
nationaler Kreditagenturen, und die Einstel­
lung von direkten und indirekten Aktionen, 
die auf die Destabilisierung von Regierungen 
gerichtet sind ; 
• ein Velbot des Einsaues von Söldnern bei 
Aggressionsakten und ein Verbot der Anwer­
bung und Ausbildung von Söldnern in diesem 
Gebiet; 
• ein Ende der kolonialen und ausländischen 
Herrschaft, der einige Gebiete dieser Region 
unterliegen; 
• Nichteinmischung und Nichtintervention in 
die inneren Angelegenheiten ,'on Staaten in 
der Region, und Achtung der Souveränität und 
der territorialen Unvenchrtheit; 
• Beendigung von Militännanövern in der 
Region, die gegen die Interessen der Völka­
gerichtet sind;und 
• Beendigung von bilateralen und multilatef'.!­
len Militärpakten 'Zwischen Ländern der Re­
gion und anderen Ländern. 
Das erste Beratende Trdfen von amiimperia­
listischen Organisationen der Karibik und Mit­
telamerikas schloß mit einem Aufruf an lilie 
Völker der Region, fest ~ereint zu ~in und den 
schonungslosen Kampf fürwahre Unabhängig· 
keit, Freiheit, Frieden und gesellschaftlichen 
Fortschritt zu verstärken. 

Organisat ionen und Parteien. die die5Cm 
Dotument ~ u~timmtcn , 

Arbeiterparteijamaikas Uamaika) 
Sandinistische Front der Nationalen Befreiung 
(Nikaragua) 
PucrtOl'ikanische Sozialistische Partei (Puerto 
Rico) 
Bewegung für Nationale Einhell (SI. Vincent) 
Bewegung des Vereinigten Volkes (St. Vin· 
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cent) 
Progressive Partei der Albeit (St. Lucia) 
Kommunistische Partei Martiniques (Marti­
nique) 
Progressive Partei Martiniques (Martinique) 
Vereinigte Delegation der Linken der Domini· 
kanischen Republik (Sozialastischer Block, 
Kommunistische Partei der Dominikanischen 
Republik, Dominikanische Atbeiterpartei, 
Antiimperialinische Patriotische Union) 
Revolut ionäre Bewegung der Arbeiter (St. 
Lucia) 
Bewegung deS 18. Februar (Trinidad und 
Tobago) 
Vereinigte Dominikanische Partei der Arbeit 
(Dominica) 
Sozialistische Bewegung Cur~ä05 (Cur~äo) 
Guayanische Sozialistische Partei (Gayenne) 
Bewegung für Nationale Befreiung (Balbadol) 
Nationalinische und Sozialistische Vorhutpar­
tei der Bahamas (Bahama) 
Karibische Befreiungsbewegung Antiguas 
(Antigua) 
Nationale ßefreiungsfront Farabundo Marti 
(EI Salvador) 
Demokratisch-Revolutionäre Front (EI Salva­
dor) 
Populäre Be"'egung des Volkes (Trinidad und 
Tobago) 
Vereinigte Partei der Haitianischen Kommuni­
sten (Haiti) 
Nationaler Volkskongreß (Guayana) 
Guatemaltekische Revolutionäre Nationale 
Einheit (Guatemala) 
Patriotische Bewegung l\taurice Bishop (Gre­
nada) 
Progressi~e Partei des Volkes (Guayana) 
Kommunistische Partei Guadeloupes (Guade­
loupe) 
Kommunistische Partei Kubas (Kuba) 
(Quelle: Granma. Weekly Review, Havanna, 
1.7. 1984) 

Seiten Viele Bil-
der und Karikaturen -
Anhang für entwick­
lungspoliti sches Han­
deln. 
Preis: 12,-DM (zzgl . 
2 r -DM Versand); Staf­
fellrei se auf Anfrage 
(z. . ab 10 Ex . 30% 
Rabatt ) . 
Bestellungen a n: 

Andreas SChüßler 
Katzbachstr .2 

48 Bielefeld 17 
Kto.Nr.: 248577-469 

Dortmund 

35 



Dietrich Schulze-Marmeling 

Der Südatlantik im Fadenkreuz 
imperialistischer Interessen (Teil 1) 
Der argentinisch-britische Krieg um die 
Malwinen/Falklands richtete 1982 das 
Augenmerk der internationalen Öffent­
lichkeit auf eine Region, deren poten­
tielle Konl1ikttr~ichtigkeit bis dahin 
kaum wahrgenommen worden war: die 
Südatlantik- und Antarktisregion. 
Im Juni desselben Jahres, zwei Monate 
nach Ausbruch des Krieges,gelang es der 
britischen Marine, die argentinischen 
Streitkräfte zur Aufgabe zlIjzwingen und 
den kolonialen Status ql,lO vor dem 
Kriege wiederherzustellen. 
Militärwissenschaf diehe Bestandsauf­
nahmen dieses Krieges haben mittlerwei­
le den Beweis erbracht, daß es die 
NATO-Vormacht USA war, die Großbri­
tannien den militärischen Sieg ermög­
lichte. 

Forsche Pentagon-Hilfe ... 

Die erfolg- und hilflose "shuttle diplo­
macy" (Pendel-Diplomatie) des USo 
Außenministers Alexander Haig war 
nicht das eigentlich bestimmende Mo­
ment der US-Außenpolitik dieser Tage. 
Sie dokumentiert bestenfalls Wider­
sprüche innerhalb der Reagan-Admini­
stration belüglich der Behandlung eines 
Konfliktes, in dem sich zwei der "west­
lichen Weh" lugehörig mhlende Regie­
rungen gegenüberstanden. in dem sich 
unterschiedliches "Standesbewußtsein " 
starker erwies als die politisch-ideolo· 
gisch vennittelte Kohärenz (Zusammen-
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arbeit; d. Red.) der "westlichen Staaten· 
gemeinschaft". 
Jedem "Vermittlungsversuch" standen 
der der "Nach-Vietnam·Ära" (Ende des 
US-Vietnamkrieges 1973; d. Red.) eige­
ne Autoritätsverlust der USA im "west­
lichen Lager", inklusive Lateinamerika, 
sowie die argentinischen Zweifel an der 
"Uberparteilichkei t" Washingtons ent­
gegen. 

... für die alte Weltordnung 

In dieser Situation entschied sich Wa­
shington, das nach dem Amtsantritt der 
Reagan-Administration noch einen 
neuen Dialog mit den diskreditierten 
südamerikanischen Diktatoren eingelei­
tet hatte, im Zweifelsfall pro NATO. Am 
Außenministerium (State Department) 
vorbei, lieferte das Pentagon (US-Venei­
digungsministerium; d. Red.) Caspar 
Weinbergers an die britische Kriegsma­
rine alles, was ihr Oberbefehlshaber be­
gehrte: Von logistischen Hilfsmitteln 
(Satelli ten-U n terstützu ng, Bere i tstellung 
des US-Stützpunktes Ascension) bis hin 
zur Ausrüstung mit Raketen ("Sidewin­
der", "Shrike", "Harpoon") und Treib· 
Stoffvorräten. l 

Dabei spielten u.a. folgende Uberle­
gungen eine Rolle: 
In Washington wie in London wurde der 
"Krieg als eine Auseinandersetzung um 
die althergebrachte, vom Imperialismus 
diktierte Weltordnung rezipiert. Groß-

britannien handelte gemäß dem Prinzip 
"aggression doesn 't pay" ("Angriffe zah· 
len sich nicht aus"; d. Red.). 
Das besagte, daß die Regierung in Lon­
don gewillt war (und ist). ihre über den 
Globus verstreuten, aus der Zeit des 
Kolonialismus und des britischen Ern· 
pires übrig gebliebenen Besitztümer not­
falls auch unter Anwendung militäri­
scher Gewalt gegen diesbezüglich allzu 
"forsch" vorgetragene Ansprüche 
"zweit-" oder "drittklassiger" Staaten 
und Nationen zu "verteidigen" . 

IIinsichtlich der Aufrechterhaltung der 
alten Weltordnung konnte Großbritan­
nien auf die uneingeschränkte Solidari­
tät der westlichen industriekapitalisti­
schen Staaten und d<:r NATO zählen. Die 
vorab (und nicht erst nach dem Schei­
tern der "shuttle diplomacy") zugesagte 
US-Hilfe machte es überhaupt erst mög­
lich, daß die britische Marine die heimi­
schen Häfen verließ. 
Die USA waren daran interessiert, daß 
der Krieg als "begrenzter" gemhrt wur­
de. Dies setzte wiederum den "schnellen 
Sieg" einer der Konfliktparteien voraus, 
den die eigene Unterstützung Großbri­
tanniens ermöglichte. Hilfreich war auch 
die Tatsache, daß beide Konfliktparteien 
auf vielf<iltige Weise in die westliche 
Staatengemeinschaft eingebunden wa­
ren. 
So konnte verhindert werden, daß der 
Krieg a) zu e iner über die Region hinaus­
greifenden Konfrontation über die alte 
Wdtordnungeskalierte, und b) eine lang-



fristige wie tiefgreifende Versehlechte· 
rung in den intcramerikanischen Be­
ziehungen zur Folge hatte. Den treuen 
Verbundeten des Imperialismus am 
Cono Sur (Südkegel Lateinamerikas; d. 
Red.) mußte die Möglichkeit der 
Rückkehr in die "westliche Staatenge· 
meinschaft" offen gehalten und signali­
siert werden. 
Zuguterletzt wurde aber auch der strate· 
gische Wert der Inseln für den Imperialis· 
mus erÖrtert. Den Malwinen kam in der 
Vergangenheit, d.h. vor dem Bau des 
Panama· Kanals (19 I 4 in Betrieb genom· 
men; d. Red.), trotz ihrer relativ isolier· 
ten Lage. für die Kontrol1e und Beherr· 
schung der Seewege im Südatlantik eine 
erhebliche Bedeutungzu. 
Von den Inseln "us ließen und lassen sich 
die Einfahrt in die Magellansuaße und 
die Schiffahrt um das Kap Horn kontrol· 
lieren. In zwei Weltkriegen gewann der 
Stützpunkt militärische Bedeutung. 
Der Wender Malwinen steigt nun zusätz­
lich mit der anstehenden Einbeziehung 
der Antarktis in die we!twirtschaftlichen 
Bezüge. Die Inseln liegen am "Eingang" 
zum 6. Kontinent. Südgeorgien (eben· 
falls in britischem Besitz). Und die Mal· 
winen sind dessen strategische Säulen, 
die am weitesten gegen die Antarktis vor· 
geschobenen Außenposlen der bewohn· 
ten Welt. 
Geographisch definiert, umfaßt der 
Südatlantik den Atlantischen Ozean 
südlich des Äquators. Strategisch be· 

trachtet das Gebiet südlich der Linie 
Natal. Brasilien - Dakar, Senegal. In 
einer weiterreichenden Definition 
schließt er das gesamte Gebiet südlich 
des Wendekreises des Krebses, der süd· 
lichen Begrenzung des NATO·Geltungs· 
bereiches, em. 

Der Südatlantik war seit ehedem eine 
wichtige Seehandelsstraße. Seine Bedeu­

tung rur den öltransport wuchs mit der 
Schließung des Suez-Kanals 1967. Er 
wurde damals zur entscheidenen Route 

rur den Oltransport in die industriekapi­
talistischen Zentren Westeuropa und 
USA, da die Tanker vom Persischen Golf 
nun gezwungen waren, den langen Weg 
um das Kap derCuten Hoffnung zu neh· 
men. 
Dies änderte sich auch nicht mit der Wie· 
deröffnung des Suez·Kanals. Denn aus 
Gründen der Rentabilität bzw. des län­
geren Seeweges hatte man zwischenzeit­
lich auf Supertanker umgestellt. für die 
sich der Suez·Kanal nun als zu schmal 
erwies. 
Gleiches gilt im übrigen auch rur den 
Panamakanal. Die Supertanker müssen 
die Route um das Kap Horn an der 
Südspitze des amerikanischen Konti­
nents nehmen. Im J ahre 1976 entfielen 
immerhin 60% der Nutzlasnonnage der 
WelttankerfIotte auf Schiffe mit über 
100.000 t Nutzlast. 
1978 wurden über 40% der gesamten 
Welt·Rohölfracht über den Südatlantik 
transportiert. Im gleichen Jahr nahmen 
etwa 20% der US·amerikanischen und 
mehr als 50% der westeuropäischen öl­
importe den gleichen Weg. 
Der Siidatlantik bildet aber auch das 
Rückgrat für den Außenhandel der süd· 
amerikanischen Anrainerstaaten Argen-

linien und Brasilien. 85 bis 90% des 
Außenhandels beider Länder werden 
über den südatlantischen Seeweg abge­
wickelt. Im Falle Brasiliens sind hier ins· 
besondere der Handel mit den afrikani­
schen Anrainerstaaten sowie die ölim­
porte aus Nigeria, Angola und der Re· 
gion des Nahen und Mittleren Ostens von 
Bedeutung. 

Ein neueres Moment der strategischen 
Bedeutung des Südatlantiks ist seine 
Funktion als strategische Glacis rur terri-

toriale Ansprüche auf den 6. Kontinent, 
die Antarktis. 
Die Einbeziehung der Antarktis in die 
weltwirtschaftlichen Bezüge kann, zu· 
mindest' was die eisfreie Antarktische 
Halbinsel ("Graham-Land" ) anbetrifft, 
auf die Argentinien, Chile und Großbri­
tannien konkurrierende territoriale An­
sprüche anmelden, noch in diesem Jahr­
hundert Realität werden. 

Run auf die Antarktis 

Im Zusammenhang mit den weltweiten 
Bemühungen um die Sicherung der Ener­
gie- und Rohstoffversorgung und die Be­
reitstellung zusätzlicher Nahrungsmit tel­
reserven rücken neben den Weltmeeren 
auch die Polargebiete, als letzte noch 
verbliebene eigentumslose, d.h. keiner 
formellen nationalstaatlichen Hoheit un­
terstellt, Räume, zusehends in den Mit· 
telpunkt des wirtschaftlichen Interesses 
der rohstoffbungrigen industriekapitali· 
stischen Zentren. sowie halbautonomer 
Subzentren an der Peripherie des Welt­
systems. 
Im Falle der Antarktis die südamerika­
nischen Anrainer Chile, Argentinien 50-
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wie Brasilien. das im Rahmen seines geo­
politischen Konzepts eines "inneren Si­
cherheit5zirkels" Ansprüche auf die Ant· 
arktis anmeldet. 
Die Bonner Antarktis-Konferenz vom 
Juni 1983 markierte das vorläufige Ende 
einer Ära. in der sich die Zentren der 
Weltakkumulat ion au f globale Verhand­
lungen ("Nord-Süd-Dialog") mit den 
Ländern der sog. Dritten Welt über die 
zukünft ige Gestaltung der weItpoliti­
schen und weltwirtschaftlichen Ordnung 
einließen. 
Eine Wiederholung der dritten See­
rechts konferenz wird es bezüglich der 
An tarktis nicht geben. Der Antarktis­
Vertrag von 1959 enthält ein Mora­
torium rur alle territorialen Forderun­
gen, was bedeutet. daß neue Ansprüche 
auf territoriale Hoheitsrechte in der Ant­
arktis weder zu verweigern noch anzu­
erkennen sind . Dieses Moratorium kann 
30 J ahre nach Inkrafttre ten des Vertra· 
ges, d .h. 1991, aufgehoben werden. 

Militarisierungdes 6 . Kontinents 

Der Wettlauf um den 6. Kontinent und 
die dort vermuteten Ressourcen hat je­
doch schon längst begonnen. 
Kriegerische Auseinandersetzungen, z.T. 
"quer" zu den traditionellen Konflikt­
linien im internationalen System, sind 
hier für die Zukunft keineswegs auszu­
schließen. Die Militarisierung des offi­
ziell entmilitarisierten 6. Kontinents 
nimmt bereits konkrete Formen an.Ins­
besondere Argentiniell und Chile unter­
halten schon heu te kleinere Militärstütz­
punkte und militärische Einrichtungen 
in der Antarktisregion. 2 
Aber auch Großbritannien (bzw. die 
NATO) baut seine militärische Präsenz 
in der Sudatlantik-/Antarktisregion aus, 
wie die Besetzung der Malwinen zeigt. 
Auf den Malwinen sind heute 4.500 Sol­
daten ständig stationiert, was den briti­
schen Steuerzahler täglich immerhin 
3 Mio Pfund Sterling kostet. 3 

Die Inseln werden zudem im zunehmen· 
den Maße zu elßem militärischen 
Stützpunkt Großbritanniens ausgebaut. 
Zur Zeit wird u.a. ein neuer Flughafen, 
der auch für strategische Lufuransporter 
geeignet ist, angelegt. Desweiteren wer­
den Vorrichtungen für Flugabwehr und 
für Ankerung von Zerstörern, Fregatten 
und atomangetriebene U-Boote instal­
liert. 
Eine politische Lösung des Souveräni­
tätskonfliktes um die Malwinen, etwa 
nach dem Vorbild der Ridley-Initiative 
(formelle übertragung der Souveränität 
an Buenos Aires bei parallel zu erfol­
gender Rückverpachtung an London), ist 
heute weniger denn je in Sicht. 
Vor dem Hintergrund der Einbeziehung 
der Weltmeere und Polargebiete in die 
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weltwirtschaftlichen Bezüge und ange­
sichts der Gefahr eines neuerlichen Wel t· 
krieges erleben diese einstmals als un­
wirtlich und unbedeutend geltenden 
Felsen im Südatlantik einen erheblichen 
wirtschaftlichen und geostrategischen 
Bedeutungszuwachs. 
Der Nordatlantikvertrag begrenzt im 
Artikel 6 den NATO-Geltungsbereich 
auf die Region nördlich des Wendekrei­
ses des Krebses. 
Er beschreibt als das "Verteidigungsge­
biet" der NATO erstens das Territorium 
seiner Mitgliedsstaaten und zweitens den 
Nordatlantischen Ozean bis zu seiner 
südlichen Begrenzung, einschließlich der 
unmittelbar damit verbundenen "leere, 
wie Ostsee, Nordsee, Mittelmeer. Die 
l'estlegung der südlichen Grenze wurde 
1949 und in den fo lgenden zwei Deka· 
den den strategischen Erfordernissen des 
Imperialismus gerecht. Der Suez-Kanal 
war das Bindeglied des in Ost-West-Rich­
tung und umge kehrt verlaufenden kapi· 
talistischen Welthandels . 
Das Dispositiv der USA reicht jedoch seit 
ehedem von Pol zu Pol. Der in Norfolkf 
Virgi nia residierende US·Admiral ist so· 
wohl NATO-Oberbefehlshaber Atlantik 
(SACLANT) wie auch nationaler Be­
fehlshaber der amerikanischen Atlantik­
Flotte, deren Operationsradius nicht auf 
den Nordatlantik beschränkt ist. So be­
sehen ist sein Kommandobereich nicht 
nach der NATO-Doktrin durch den Wen­
dekreis des Krebses auf den Nordatlantik 
begrenzt, sondern hat den gesamten 
Ozean von Pol zu Pol, von der Arktis bis 
zur Antarktis zum Gegenstand. 

Zuständigkeit de r NATO? 

Die USA verstehen sich als atlantische 
und pazifische Macht, als nordallanti­
sche und als südatlantische Macht. Aus 
der Sicht des Oberbefehlshabers in Nor­
fol k gehört der Südatlantik in ein ge-­
sam tat lan tisches "Sicherheits konzept" 
mit einbezogen. Das Streben nach Vor­
herrschaft auf allen Weltmeeren findet 
seinen Ausdruck in dem gigantischen 
Ausbau der mari t imen US-Streitkräfte, 
inklusive der Reaktivierung und Moder­
nisierung von bereits "eingemotteten" 
Schlachtschiffen. Erklärtes Ziel ist die 
Wiedererlangung der überlegenheit zur 
See. 
Die [Ur die Stärkung der maritimen 
Streitkräfte vorgesehenen Aufwendun­
gen der USA übersteigen die Summe der 
Marinehaushalte aller westeuropäischen 
NATO-Staaten . 
Die NATO hat sich bezüglich militäri­
scher Operationen außerhalb des offi· 
ziellen NATO·Geltungsbereichesauf fo l­
gende Form der Arbeitsteilung geeinigt: 
Eine formelle Ausweitung des NATO· 
Geltungsbereiches findet nicht statt, da 



dies den ohnehin schon lädierten "si­
cherheitspolitischen Konsens" in einigen 
westeuropäischen NATO-Staaten voll­
ends zerbrechen lassen könnte. 

"Die NATO" - soj. Reschke - "ist ein 
Gebilde von 15 souveränen Staaten; die 
Tragnihigkeit des Bündnisses wird ent­
scheidend von der Solidaritä t seiner Parl­
ner bestimmt. Die Allianz hat in der Ver­
gangenheit Höhen und Tiefen erlebt, sie 
ist aber nie emsthaft ins Wanken geraten. 
Die Ausweitung des Vertragsgebietes je­
doch wäre eine Angelegenheit von gro­
ßer politischer Tragweite; dies gilt ins­
besondere rur die Beistandsverpflichtung 
gemäß § 5 und § 6 des Nordatlantikver­
trages rur den Fall einer bewaffneten 
Auseinandersetzung. Es muß bezweifelt 
werden, ob in dieser Frage Konsens zu 
er.lielen wäre; vielmehr ist die Gefahr 
einer Oberstrapazierung bündnispoliti­
scher Solidarität groß. ,·4 
Es sei an dieser Stelle daran erinnert, daß 
Frankreich seinerzeit die militärische In­
tegration der NATO nicht nur aufgrund 
der Annahme der "flexible response" 
(Flexible Erwiderung, offizielle NATO­
Doktrin seit den 60er jahren;d. Red.) als 
offizielle NATO-Strategie verließ, son­
dern auch. weil Paris beflirchtete, durch 
das militärische Engagement der USA 
außerhalb des NATO-Geltungsbereiches 
im Falle einer "horizontalen Eskalation" 
in eine globale kriegerische Konfron­
tation hineingezwungen zu werden. 
Die NATO hat nun vor einiger Zeit die 
übereinkunft getroffen, daß die Schiffe 
der NATO-Mitgliedsstaaten zwar jenseits 
des Wendekreises des Krebses Flagge zei­
gen sollen, jedoch die Flagge ihres jewei­
ligen Staates, was ein koordiniertes Vor­
gehen im konkreten Fall nicht aus­
schließt. 5 
Das regionale Kräfteverhältnis unter den 
Südatlantik-Anrainern war bislang ge­
kennzeichnet durch das ~lachtdreie<:k 

Südafrika, Brasilien und Argentinien. 

Das Projekt SATO 

Dementsprechend spielten die genann­
ten drei Staaten auch die Hauptrolle in 
den überlegungen zur Konstruktion 
einer symmetrisch zur NATO konzipier­
ten Südatlantischen Vertragsorganisa­
tion (SATO), wie sie in den 70er jahren 
nicht nur in Kapstadt, Brasilia und 
Buenos Aires, sondern auch in London 
und Washington erörtert wurden. Einem 
derartigen Militärpakt sollten desweite­
ren auch die kleineren südamerikani­
schen Staaten Paraguay und Uruguay an­
gehören. 
Doch zunächst zur Historie des Projek­
tes. Sieht man einmal von dem lnterame· 
rikanischen Vertrag über gegenseitige 
Hilfe von 1947 (Rio-Pakt) ab, so sind 
,.Verteidigungsabkommen" zwischen la-

I "1~1.",,k 11,,· ~ .. ',,,""'< \,"h",~,,,,,!,,",,~ in !'un \,"" 
k, ,,' ~ , <J"'h<r~<,'<II' 

teinamerikanischen Staaten in erster 
linie Abkommen zur Durchflihrung ge­
meinsamer Obu ngsmanöver, und sie be­
inhalten keine Angriffs- oder Verteidi­
gungsverpflichtungen bezüglich der 
"Kon tinenta lverteid igu ng" . 

Das gilt auch für den 1956 von Argenti­
nien, Brasilien. Uruguay und Paraguay 
ratifizierten Südatlantik·Pakt. Gegen­
stand des Vertrages waren die Erweite­
rung, Verstärkung und Modernisierung 
der jeweiligen nationalen Kriegsmarinen 
sowie gemeinsame Manöver zur Verbes­
serung des Ausbildungsstandes. Das Ab· 
kommen wurde nie völkerrechtlich ver­
bindlich, da ihm das umguayische Par­
lament seine Zustimmung verweigerte. 
Nach dem Sturz der Regierung j oao 
Goulart in Brasilien durch die Militärs 
am I. April 1964, die eine Politik gemäß 
der "Doktrin der nationalen Sicherheit" 
fonnulierten, erhielt der Plan eines Süd­
atlantik-Pakts neuen Auftrieb. 
Brasiliens Präsident Humberto Castelo 
Branco und der portugiesische Diktator 
Oliveira Salazar versuchten, Großbritan­
nien und Südafrika flir ein gegenseitiges 
Verteidigungsbündnis mit den südameri­
kanischen Staaten zu interessieren. Por­
tugal ging es um die "Verteidigung" sei· 
ner damaligen "Obersee-Provinz" An­
gola gegenüber antiimperialistischen 
Kräften, Großbritannien zeigte sich ob 
seiner Kronkolonie Falklands/Malwinen 
interessiert. 

"Eckpreiler" 
in Südamerika und Südarrika 

Im gleichen jahr überzeugte der argen ti­
nische Botschafter in Pretoria seine Re· 
gierung von der Notwendigkeit, mit 
Südafrika in Verhandlungen über eine 
Regelung zur Verteidigung des Südatlan­
tiks zu treten. 
Nach dem StUI'l. der 11Iia-Regierungwur-
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den in Argentinien diesbezugliche Ober­
legungen erst einmal eingefroren. Im 
Juni 1971 berief der uruguayische 
Außenminister die Botschafter Argenti­
niens und Brasiliens nach ~Iontevideo 
und beauftragte sie, in den befreundeten 
Ländern darauf hinzuwirken, daß die 
Mögl ichkeit der Schaffung einer Organi­
sation mit dem Zweckgepriift werde, die 
.. Verteidigung der Souveräntit:lt" und 
der Naturreichfümer im Kontinental­
sockel der siidamerikanischen Atlantik­
kilSte zu koordinieren. 
Das Ergebnis wa~n u.a. gemeinsame Be­
muhungen um die Durchsel:zung einer 
Wirtschafuzone von 200 Seemeilen (sm. 
1 sm'"' 1,852 km; d. Red.), wie sie auch 
später die auf Drängen der Drillen Welt 
zustandegekommene Konvention eines 
neuen internationalen Seerc:<:htes ent­
hält. Tatsächlich waren die südamerika­
nischen Langküstc:nstaaten die ersten, 
die eine 200-sm-Wirtschaftszone vor 
ihren Küsten deklarieren. 

Als 1974 das faschistiSChe Salazar-Regi­
me in Portugal gestürzt wurde. wurden 
alle Plane bezüglich einer brasilianikh· 
portugiesischen V c:rteidigung des Südat­
lantiks erSt einmal ad acta gelegt. Wenig 
später folgten einschneidende Modifi­
zierungen in der brasilianischen Außen­
politik. 
Mit der Revolution in Angola erhielt die 
SATO-Diskuuion Mitte der 70er Jahre 
neuen Auftrieb, jetzt auch verstärkt in 
militärischen Kreisen der USA. 
Dabei standen sich allerdings von Anfang 
an unterschiedliche ~lodel1e zur besseren 
imperialistischen Kontrolle gegenüber, 
ein nordatlantisches (Ausdehnung des 
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NATO-Gdtunglbereichcs bzw. verstärk­
te Wahrnehmung von Aufgaben im Süd­
atlantik durch Seenreitkr',ifte einzelner 
NATO-Miiglieduta3len) und ein südat­
lantisches (Bildung eines symmetrisch 
zur NATO konzipierten Südatlantikpak­
tes mit Argentinien, Brasilien und Süd­
afrika als "t:ckpfeilern"; die Durchset­
zung dieses Modelles hätte die Bedeu­
tung der subimperialistischen Anrainer­
staaten erheblich erhöht). 

Geteilte Auffassung in Wash ington 

Die US-AdminislTation war (und ist) 
diesbezüglich geteilter Auffassung. 
Im Mai 1976 flogen zwei US-Admirale, 
George EI!is und Jamcs Sagerho1m, nach 
Buenos Aires, um mit den argentinischen 
~Iilitärs in Sachen Südatlantik zu ver· 
handeln. Einige Monate später traf Bra­
siliens Außenminister da Silveira mit 
Henry Kissinger in Washington zusam­
men. Zeitgleich verhandelte Argenti­
niens Außenminister Guzetti mit dem 
US-Unterstaatssekret;ir fiir Verteidi­
gung, Donald Rumsfeld. 
Unter den Verhandlungsgegenständen 
befand sich jeweils die Schaffung einer 
"Verteidigungs-Organisation" für den 
Südatlantik. Schenkt man chilenischen 
Quellen aus dieser Zeit Glauben, so be­
schäftigte sich tondon wiederum mit 
dem Gedanken, das Problem SATO zu­
pmmen mit den l'lalwinen zu lösen. Auf 
den Malwinen sollte demzufolge das 
Hauptquartier der SATO eingerichtet 
werden und sodann auf dieser Grundlage 
ein Abkommen zwischen allen intercs-

sierten Staaten getroffen werden. 
Der Plan wurde jedoch nie realisiert, 
ntcht zulell! deshalb, weil sich innerhalb 
der britischen Streitkräfte der ,.nord­
atlantische Standpunkt" der Marine 
durchsetzte (s.u.). 

Kurzzeitig in Envägung gezogen wurde 
auch der Bc:ltritt Brasiliens zur NATO, 
historisch begründet in der Tatsache, daß 
Brasilien daS einzige lateinamerikanische 
Land war, daß mit einem "Expeditions. 
korps" an der Seite der USA am 2. Welt­
krieg in Europa teilgenommen halte; 
eine Tatsache, die dann noch erhebliche 
Auswirkungen auf die Ausbildung der 
brasilianischen Streitkräfte ("zweite 
Professionalisierung", "Doktrin der na­
tionalen Sicherheit", Gründung der "lili­
tärak:tdemie ESG) haen sollte. 
Ein solcher Schritt - hieß es - wiirde die 
britische Position gegenüber Argenti­
nien. Chile und Südafrika stärken, 
wahrend die USA Zeit gewinnen würden, 
das Ergebnis ihrer Afrikapolitik zu be· 
obachten. In Brasilien stieß dieser Vor­
schlag allerdingl auf wenig Gegenliebe. 
Er war somit zum vorzeiligen Scheitern 
verurteilt. 
Ein anderer, bereits existierender Strang 
miliLlrischer Kooperation am Cono Sur 
war stelS die "Interamerikanische Ma· 
rinekonferenz", die 1959 zum ersten 
Mal in I'anama abgehalten wurde. Da­
mals wurde ein Projekt ausgearbeitet 
und \'ereinbart, das den Namen "Opera­
tion Neptune" trug. 
Es war ein Vorläufer der jahrlichen 
UNITAS-Manöver, die die US·~larine 

mit den Seestreitkräften Brasiliens, Uru 
guays, Argentiniens, Chiles (bis 1979), 
Perus, Ekuadors, Kolumbiens und Vene· 
zuelas regelmäßig vereint. 

Wird lorlgdt'lzl 
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Ute Kampmann 

Rebellion der Schuldner? 
Die Konferenz der 11 am hächsten ver­
schuldeten Staaten Lateinamerikas, die 
am 21. /22. Juni cl.]. an der kolumbiani­
sehen Stadt Cartagena stattfand, war mit 
Spannung erwartet worden. 
Die dort versammelten Länder brachten 
es zusammengenommen immerhin auf 
einen Schuldenberg von rund 350 Mrd 
Dollar. Dies entspricht fast der Hälfte 
der Gesamtvc:rschuldung der Dritten 
Welt, die Ende 1983 auf 81 0 MTd Dollar 
angewachsen war (zu den Hintergründen 
der Verschuldungskrise siehe: AlB 
6/ 1983,5.32 ff.). 
Zu dem von manchen Beobachtern der 
Cartagena-Konferenz befürchteten 
Schuldner karteI!. das durch einen ge­
meinsamen Zahlungsboykott einen ge­
waltigen Bankenkrach in den USA nach 
sich ziehen könnte, kam csjedoch nicht. 

Erzwungene Zahlungsunfahigkcit 

Aber in Latdnamerika ist die Bereit­
schaft zu einem ventarkten gemein5a­
men Vorgehen gegenüber den kapitali5ti­
sehen Industriestaaten gewachsen, nach­
dem die Schuldenlast vor allem durch die 
Hochzinspolitik der USA immer drük­
kender wurde. 
So veröffentlichten am 19. Mai d.J. die 
I'riisidenten von Argentinien, Brasilien, 
Kolumbien und Mexiko nach eiller aber-

maligen Erhöhung der "prime rate", des 
Leitzinses der USA, eine gemeinsame 
Protesterklärung. Darin hieß es: "Wir 
waren die ersten, die ihre Bereitschaft 
gezeigt haben, die finanziellen Verpflich­
tungen zu Bedingungen, die mit dem In­
teresse der internationalen Gemein­
schaft vereinbar sind, zu ermllen. Aber 
wir akzeptieren nicht, in eine Situation 
der erzwungenen Zahlung5unrahigkeit 
und der weiteren wirtschaftlichen Stag· 
nation gebracht zu werden." 1 

Als notwendige wirtschaftspolitische 
Maßnahmen werden in der Erklärung die 
Senkung der Zinssätze, längere Rückzah­
lungsfristen sowie ein leichterer Zugang 
zu den Märkten der Industriestaaten ge­
fordert. 
Die Erhöhung der "primerate" von 11% 
auf 13% bedeutet rur die lateinamerika­
nischen Länder eine jährliche Mehrbela­
Stung an Zinszahlungen von rund 5 Mrd 
Dollar. 2 

Bolivien nahm dies am 30. Mai dJ. zum 
Anlaß, den Forderungen der Gewerk­
schaften, den 5chuldendienst an private 
Gläubiger rur I Jahr einzustellen, nach­
zugeben. Die Verschuldung bei Privat­
banken beträgt insgesamt 3,6 Mrd 001 
lar, bei einer Gesamtvenchuldung von 
ca. 5 Mrd Dollar. 977 Mio Dollar an 
Zins· und Tilgungszahlungen sollten da· 
rur in diesemjahr beglichen werden. 
Auch Ekuador zahlt ab I. Juni d.J., so-

lange keine neuen Umschuldung5verein­
barungen erzieh werden, alle staatlich 
verbürgten Kredite an private Gläubiger­
banken nicht mehr zurück. 3 

Aber nicht nur die Privatbanken, SOIl­

dern auch der Internationale Währungs­
fonds (IMF) bekam den Widerstand ge­
gen wirtschaftspolitische Zwang5aufla­
gen zu spüren. 

Revolte ge.gen den IM F 

50 brach der Präsident der Dominikani­
sehen Republik, Salvador Jorge Blanco, 
die Verhandlungen mit dem I~F ab, 
nachdem sich die von diesem verordne­
ten Sparprogramme als undurchführbar 
erwiesen hatten. 
Durch die Streichung der Subventionen 
für Güter des täglichen Bedarfs verteu­
erten sich diese um 80%. Den darauf 
folgenden Demonstrationen und Pro­
test streiks begegnete die Regierung mit 
brutalem Polizeieinsatz. Ober 60 Men­
schen kamen dabei ums Leben. 
Auch Argentinien ist nicht mehr bereit, 
das vom IM F vorgeschriebene Sparpro­
gramm auf Kosten der weiteren Ver­
annung der Bevölkerung durchzuführen. 
Nachdem mit der IMF-Delegation in 
Buenos Aires keine Einigung über ein 
Wirtschaftsprogramm erzielt werden 
konnte, sandte Argentiniens Pr'.i.sident 
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Raul Alfonsin die Absichtserklärung 
über die wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen direkt an den Direktordes IMF, 
] acques de Larosiere. 
Darin heißt es, daß "die Argentinische 
Republik ihre Tradition in Ehren halten 
wird, all ihren Verpnichtungen nachzu­
kommen. Aber man muß verstehen, daß 
dies nicht heißt, daß wir Anordnungen 
annehmen, die unsere Souver'.inität in 
der Bewältigung unsere ureigenen Pro­
bleme einschränken."4 
Haupt.'Streitpunkl bei den Verhandlun· 
gen war die von der Regierung Alfonsin 
geplante Reallohnerhöhung von 6·8%, 
während die rigide Sparpolitik des IM F 
zur Eindämmung der Inflationsrate von 
568% ein Einfrieren der Löhne vorsah. 
An die Einigung mit dem IMF waren 
sowohl die Gewährung eines 300·~1io· 
Dollar-Kredits der Regierung Reagan als 
auch die weitere Kreditvergabe von Pri-

vatbanken gebunden. Mit diesen Kredi­
ten sollten seit April d.]. überfallige Zins­
rückstände beglichen werden. Bei einer 
Nichtrückzahlung der Kredite hätte al­
lein der Manufactures Hanover Trust, die 
größte private Gläubigerbank Argenti­
niens, einen I' rofitverlust in Höhe von 35 
1\1io Dollar hinnehmen müssen. 5 

So ist es nicht verwunderlich, daß es 
zwischen Argentinien und den I'rivat­
banken, nachdem der IMI-' Fortschritte 
in den Verhandlungen bestätigt hat. in 
letzter Minute doch noch zu einer Eini· 
gung gekommen ist und die Banken wei· 
tere Kredite bewilligt haben. 6 
Obwohl die lateinamerikanischen Staa· 
ten in Bezug auf die Bewältigung ihres 
Schuldenproblems ähnliche Probleme 
haben, kam es auf der Konferenz in Car­
tagena doch nicht zu dem von den USA 
und dem lMF befürchteten Schuldner­
block. 

SÜDAMERIKAS SCHULDENTÜRME 
Verschuldung gegeflüber dem Ausland Schulden 1983 
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Vor allem die beiden größten Schuldner­
länder • Brasilien und Mexiko, denen als 
Belohnung für ihr Festhalten am IMF­
Sparprogramm eine geringe Zinssenkung 
gewährt wurde, hielten an den Einzelver· 
handlungen mit dem IMF fest. 
Allerdings wurde ein Kommunique ver­
abschiedet, in dem die Einrichtung eines 
gemeinsamen beratenden Finanzierungs· 
ausschusses mit Sitz in Buenos Aires be· 
schlossen wurde. Außerdem wurden die 
ftihrenden kapitalistischen Industriestaa­
ten zu gemeinsamen Verhandlungen 
über Schulden. Handel und Entwicklung 
aufgefordert. 
Das Kommunique beinhaltet weiter eine 

Reihe von Verhandlungspunkten rur 
kommende Umschuldungs- und Han­
deisvereinbarungen : 
• Die Banken sollen ftir die lateinameri­
kanischen Schuldm:r nur noch eine Zins­
rate festlegen, die nicht höher ist als ihre 
realen Kosten. 
• Retiuzierungder Bankprovisionen. 
• Verlängerung der Rückzahlungsfri· 
sten für Kredite von Regierungen und 
Banken sowie eine Zinssenkung bei Re­
gierungskredilen. 
• Reform des IMF, der in Zukunft bei 
seinen Konditionen für Kredite an Ent· 
wicklungsländer zuerst deren Bedürf­
nisse an Produktionssteigerung und Ar­
beitsplätzen berücksichtigen soll. 
• Preisstabilisierong fUr Güter aus Ent· 
wicklungsländern. 
• Zollsenkung und Beseitigung der Han­
deishemmnisse der Industriestaaten fUr 
Güter aus Entwicklungsländer. 7 

Mit den beiden letzten Punkten werden 
Veränderungen in den internationalen 
Winschaftsbez iehungen angesprochen, 
die zur Lösung des Schuklcnproblems 
dringend erforderlich sind. 



Denn reine Umschuldungsverhandlun­
gen haben bisher wenig zur Bewältigung 
des Problems beigetragen. es vielmehr 
nur aufgeschoben und durch ungünsti­
gere Kreditkonditionen verschlimmert. 
Auf der anderen Seite hat sich an den 
ursächlichen Verhältnissen der Verschul­
dungskrise, vor allem an den ungleichen 
Handelsbeziehungen des kapitalistischen 
Weltmarktes, fUrdie Entwicklungsländer 
nichts zum Positiven verändert. 
Zwischen 1973 und 1981 haben sich die 
terms of trade (das Preisverhähnis zwi­
schen Import- und Exportgütern der 
Entwicklungsländer) Hir die nichterdöl­
exponierenden Entwicklungsländer um 
ca. 13% verschlechtert. 8 Oie Preise rur 
viele, von den Entwicklungsländern 
exportierte Rohstoffe haben den nie­
drigsten Stand seit Ende des 2. Weltkrie­
ges erreicht. 
Dagegen führte das Bemühen der. Ent· 

wicklungsländer um eine verstärkte in­
dustrialisierung zu einer wachsenden Im­
portabhängigkeit von Investitionsgütern, 
die sich ständig verteuerten. Das sich 
hieraus ergebende I landelsbilanzddizit 
versuchten die Entwicklungsländer 
durch verstärkten Export auszugleichen. 
Dies war jedoch aufgrund der Wirt­
schaftskrise in den kapitalistischen In­
dustriestaaten, die zu sinkender Nach­
frage, stagnierenden Wachstumsraten im 
Welthandel und wachsendem Protektio­
nismus Hihrte, unmöglich. 
Da so den Entwicklungsländern die Be­
gleichung ihres Ddizits durch Auswei­
tung der Exporte weitgehend versperrt 
war, blieb ihnen nur noch der Weg in die 
Neuverschuldung. 9 

In den 70er Jahren wurden den Entwick· 
lungsländern die Kreditaufnahme bei 
privaten Banken infolge des Kapitalüber­
schusses einiger Industricländer und der 
kapitalkräftigen Entwicklungsländer, 
die der Organisation Erdölcxportieren­
der Länder (OPEC) angehören, relativ 
lcichtgemacht. 

Für die Entwicklungsländer war die 
Kreditaufnahme bei Privatbanken über­
dies eine Möglichkeit. den harten Auf­
lagen des IMF aus:tuweichen. 
Auf diese Weise hat sich die Verschul­
dungsstruktur der Entwicklungsländer 
in gravierender Weise verändert. Stamm­
ten noch 1969 72% der Kredite aus öf­
fentlichen Quellen zu relativ günstigen 
Konditionen, so hat sich im Laufe der 
70er Jahre das Verhältnis von öffentli­
chen und privaten Krediten fast umge­
kehrt. In Lateinamerika kommen heute 
80% der Kredite von Privatbanken und 
haben in der Regel höhere Zinsen und 
kürLCre Laufzeiten. lO 

Reagans Zinssch raube 

Die eigentliche Verschärfung der Schul­
denkrise resultiert aber aus der seit An­
fang der 80er Jahre veränderten Wirt­
schaftspolitik der USA, die zur Bekämp­
fung der Inflation die Zinsen in die Höhe 
trieb. 
Das Emporschnellen der Zinsen auf Re­
kordhöhen wurde außerdem durch das 
lIaushaltsddizit der USA in Höhe von 
200 Mrd Dollar geförden, mit dem das 
enorme Aufriistungsprogramm der USA 
finanziert wird. 
Diese unverantwortliche Politik der 
"Stärke", wie sie gegenwärtig die Rea· 
gan-Administration betreibt, wird so zu 
einem großen Teil von den Völkern La­
tcinamerikas mit ihrer weiteren Verelen· 
dung und der zunehmenden militäri­
schen Bedrohung bezahlt. 
Allerdings zeigen die Beispiele Bolivien 
und Dominikanische Republik, daß 
diese Politik nicht mehr widerspruchslos 
hingenommen wird. Auch in anderen 
lateinamerikanischen Ländern ist der 
Druck der Gewerkschaften gegen die 
lMF-Aufiagen und die Kreditpolitik der 
USA stärker geworden. Sie könnten er­
reichen, daß sich ihre Regierungen zu­
sammenschließen und sich konsequenter 
gegen die Ausblutungspolitik der im­
perialistischen Staaten wenden. 
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Elisabeth Schneider/Heidi Wagner 

Sex-Tourismus 
und Frauenhandel 

Immer mehr Länder der Dritten Welt 
versuchen ihrer wachsenden Devisen­
knappheit u.a. durch den Ausbau der 
Tourismusindustrie 'Zu begegnen. In 
Thailand ist dieser Wirtschafl'lzweig zur 
zweit-, auf den Philippinen zur dritt­
wichtigsten F.xportbranche geworden. 
Diese exportorientierte äußerst fragwür­
dige Entwicklungsstrategie der Regie­
rungen - nur bis zu 40% der dadurch ins 
Land fließenden Devisen bleiben auch 
dort - hat zumindest für einen Teil der 
Bevölkerung gravierende Folgen. Denn 
dieser Tourism us ist oft ein ganz speziel­
ler. Und über "Sex-Tourismus" und 
"Bumsbomber" wird in der bundesrepu­
blikanischen Öffentlichkeit nicht mehr 
nur hinter vorgehaltener '-land disku­
tiert. 
Es ist inzwischen selbstverständlich ge­
worden, daß die Menschen der armen 
Länder denen der reichen auch in dieser 
Hinsicht zu Diensten zu sein haben_ 1m 
jahr 1980 waren in Thailand 71%der 
Touristen männlichen Geschlechts, wo­
bei bei den europäischen Besuchern der 
Anteil aus der ßRD am höchsten lag. 1 

Prosti t u tion als Massenphänomen 

Was r-,loral- und Tugendwächter ". .. über 
die Verwerflichkeit käuflicher Liebe zu 
sagen haben, mag man sich anhören, ak­
zeptieren oder nicht - an den Proble­
men, die die Prostitution in Thailand 
aufwirft, gehen Sinlichkeitsappelle 
ohnehin vorbei. 
Denn hier geht es nicht um eheliche 
Treue, jungfräulichkeit oder guten Ruf, 
sondern um das Masscnphiinomen 
fremdenverkehrsprostitution. Dies 
wirft die Frage auf nach der kollektiven 
Entwürdigung, die dadurch möglich 
wird, daß Reiche über Arme herfallen 
und sie zwingen herzugeben, was diese 
ohne Not nicht gewähren würden."2 
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Im folgenden wollen wir auf die Ur­
sachen und Auswir.kungen des Sex­
Tourismus und die Praktiken der imer­
nationalen Prosti tut ionsorgani sa tionen 
und Agenturen am Beispiel Thailands 
eingehen. Ähnliches gilt ebenso für ande­
re Länder Asiens, Afrikas und Latein-
amerikas. Beispielsweise vermitteln 
Ilomose xuellenorganisalionen Adressen 
von Schulen in Marokko, Tunesien und 
Westafrika, wo sich jungen und Mäd­
chen westlichen Besuchern anbieten. 
Prosti tiution ist in den patriarchalischen 
Gesellschaften Asiens ebensowenig eine 
neue Erscheinung wie in denen Europas. 
Die Ehe war rur die Männer der oberen 
Schichten eher ein ökonomischer Ver­
trag zum Erhalt und zur Erweiterung des 
Besitzes, zum Erhalt der Familie durch 
Nachkommen. 
Die Befriedigung ihrer emotionalen Be­
dürfnisse suchten sie innerhalb des Bor­
dellbereichs. Dabei waren die Grenzen 
zwischen Nebenfrau und Prostituierten 
fließend. Die Prostituierten halten da· 
mals eher die Funktion von Geishas ­
Unterhalterinnen - und von daher ein 
gewisses Selbstbewußtsein. 
Das Phänomen der Massenprostitution 
und die Reduzierung der Prostituierten 
zum reinen Sexualobjekt und die damit 
verbundene brutalere Ausbeutung und 
Entpersonalisierung kam erst mit dem 
Imperialismus. 

Oieses Phänomen trat auf in Thailand als 
Begleiterscheinung des Indochinakrie· 
ges. Von 1962-76 waren etwa 50.000 
US-Soldaten an verschiedenen Orten 
Thailands stationiert. Zusätzlich kamen 
jährlich ca. 700.000 GI's zu sog. "Rest 
and Recreation "-Besuchen. 
Um die Militärbasen und in diesen "Rest 
and Recreation"-Zentren entstand eine 
Vergnügungsindustrie mit Bars. Bordel· 
len usw. Ähnliche Erscheinungen gibt es 
heute beispielsweise bei US-Militärbasen 

auf den Philippinen. Beim Abzug der 
amerikanischen Truppen aus Indochina 
suchte die Vergnügungsindustrie die da­
durch entstehende Lücke durch den 
Tourismus aufzu flillen. 
Heute leben allein in Bangko k 5- 10% der 
Frauen von der Prostitution. Inzwischen 
arbeiten mehr Frauen im Vergnügungs­
sektor als in Fabriken. 
Diese Massenproslitution ist Ausdruck 
einer Strukturkrise in der Landwirt· 
schaf!. die zu einer zunehmenden Verar­
mung der Landbevölkerung flihrt. D;\s 
Realeinkommen der Bauern hat sich in 
den letzten 15 jahren ständig veTTingert. 
Aufgrund der hohen Pachtgebühren (bis 
zu 50% der Ernte) und Wucherzinsen 
(bis zu 150%) verlieren immer mehr Bau· 
ern ihr Land. 60% von ihnen sind inzwi­
schen so hoch verschuldet, daß sie ihre 
Schulden wohl nie mehr zurückzahlen 
können. Heute haben schon mehr als 
30% aller ländlichen Haushalte keinen 
eigenen Landbesitz mehr und überleben 
als Tagelöhner - ein Phänomen, das es 
vor 20jahren noch nicht gab. 
60% a ller inder Landwirtschaft Beschäf· 
tigten sind Frauen. Sie haben - insbe­
sondere als Tagelöhnerinnen - kaum die 
Möglichkeit. auf den gese tzlich garan­
tierten - extrem niedrigen - Mindest­
löhnen (zwischen 5,40 D~1 und 4,40 
DM) zu bestehen. 
Durch die Ausrichtung der Landwirt­
schaft auf den Export und die damit 
verbundene EinführungneuerTechnolo­
gien und Maschinen verlieren die Frauen 
traditionelle Aufgabenbereiche und Ein· 
nahmequellen. 

Ursachen Krieg, Verarmung 

Weiterhin gehen ihne:n zusätzliche tradi­
tionelle Verdienstmöglichkeiten, wie 
z. B. das Herstellen von Stoffen, verloren, 
da sie: mit den maschinell produzierten, 
viel billigeren Massenprodukten nicht 
konkurrieren können. Andererseits sind 
sie traditionell fUT die Subsistenzwirt­
schaft zuständig, d.h. damr, daß "der 
Herd brennt". 
"Von den mehr ab 300.000 Menschc:n, 
die jährlich auf der Suche nach einer 
Verdienstmöglichkeit nach Bangkok 
strömen, sind in der Altersgruppe der 
15- I 9jährigen doppelt so viel Frauen wie 
Männer. 84% von ihnen landen im 'Ser­
vice-Bereich', nachdem sie zuvor ver­
sucht haben, als Hausmädchen, im Stra­
ßenbau oder in der Fabrik zu arbeiten. "3 

Einer der Gründe für die Massenprost itu­
tion in Thailand ist also in der Politik der 
Regierung zu suchen, die eine export­
orientierte Wirtschaft betreibt und an 
einer Entwicklung der Landwirtschaft 
rur die Bevölkerung nicht interessiert ist. 
Zusätzlich ist die gegenwärtige Militär-



regierung in hohem ~hß korrupt und 
ebenfalls an Landenteignungen beteiligt. 
Beispielsweise sollen zur Zeit 42.000 
Bauern in Zentralthailanddurch die Mili· 

tärs von ihrem Land vertrieben werden. 
Die Ausbeutung der Frauen durch Pro­
stitution wäre aber auch nicht möglich 
ohne die patriarchalischen Familien· 
strukturen. in denen früher die Töchter 
als letzte Ware verkauft wurden. um die 
Not der Familie zu lindern. "In Thailand 
internalisieren Frauen durch ihre Soziali· 
sation tief ihre familiären Verpnichtun. 
gen. Die Frauen 'opfern sich' bewußt 
oder unbewußt zuguruten anderer Fami· 
lienmitglieder ·auf. ·,4 

Was es ftir die Frauen bedeute t. dieser 
Arbeit nachzugehen in einer Gesell· 
schaft. in der es sogar tabu ist, daß sich 
Frauen untereinander unbekleidet se· 
hen, mag man nur ahnen. Prostitution 
wird in diesem System von Männern oft 
als Dienstleistung angesehen. ist also eine 
unter den Bedingungen der Abhängig· 
kcit vollzogene Arbeit. 5 

Da die Prostitution seit 1960 in Thailand 
offiziell verboten ist, verbirgt sich die 
Sex industrie hinter Bars, Massage·Salons 
und Tee-Häusern als Aushängeschildern. 
Durch diesen illegalen Status sind die 
Frauen den Zuhältern nur umso mehr 
ausgeliefert. 
Die Maßnahmen der Regierung gegen die 
Proslitution sind halbherzig und richten 

sich immer gegen die Opfer, die Frauen, 
nie gegen die Drahtzieher des Geschäfts. 
Die Haltung von Regierungsvertretern 
reicht von einer Vogel.Strauß.Politik bis 
hin zu offener BefUrwortung. So drängte 
1980 der damalige stellvertretende Pre· 
mierminister, Bonchu Rajnastien, Pro· 
vinzgouverneure. zur Förderung des 
Tourismus auch sexuelle Unterhaltung 
einzusetzen. 6 

Um die Kunden bei der Stange zu halten, 
wird ihnen ständig etwas Neuesgeboten. 
Die Bevölkerung wird immer ärmer, die 
Prostituierten immer jünger, die Prak· 
tiken immer grausamer. Bei einem Bor· 
dellbrand auf der Ferieninsel Phuket 
fand man Leichen von 10·15jährigen 
Mädchen, die angekettet waren und die 
nach Sehilderungen von Oberlebenden 
pro Nacht zum Geschlechtsverkehr mit 
mindestens 12 Männern, hauptsächlich 
Touristen, gezwungen wurden. 7 

An der Not dieser Frauen und unterMit· 
wirkung der Regierung verdienen sich 
inländische Geschäftsleute und auslän­
dische Reiseunternehmen eine goldene 
Nase. Nicht nur die Reiseveranstalter, 
wie Neckermanns NUR, werben hier in 
der BRD mit eindeutigen Hinweisen. 
Auch in der Zeitschrift der Stiftung 
Warentest ist zu lesen: " ... Das alles mag 
man hierzulande Prostitution nennen. 
Doch in Thailand und in der Thailand· 
Literatur wird dieses Geschäft meist 

lyrisch umschneben ... und so findet nie· 
mand etwas dabei, wenn man ein 
Mädchen über Nacht in sein Hotel­
Zimmer 'einlädt· ... "8 

Doch nicht nur die Neckermänner und 
die Tourismusindustrie praktizieren die· 
sen Seximperialismus. In fast aUen sog. 
Alternativ·Reiseführern sind Adressen 
und gUle Ratschläge aufgeftihrt, wo man 
die J-'rauen treffen kann und was man 
dabei beachten muß.9 
Die Ausbeutung der Frauen ist dabei in 
der Regel umso größer, da die Alternativ· 
Touristen im allgemeinen über ein gerin· 
geres Budget verfUgen und einen mög· 
liehst billigen Urlaub verbringen mÖch· 
ten. Daher wollen sie die Dienste der 
Frauen für weniger Geld, aber mit mehr 
" Hum anität" in Anspruch nehmen. 

Thai-Frauen in der BRD 

Viele dieser Frauen erhoffen sich von 
einer Arbeit in den Industrieländern 
oder von einer Heirat mit einem Auslän· 
der für sich und ihre Familien den 
Sprung aus dem Elend. 
Für thailändische Männer gibt es immer· 
hin die Möglichkeit, beispielsweise in 
arabischen Ländern zu arbeiten. Die 
Frauen, die als Prostituierte oder Ehe· 
frauen in die BRD kommen, sind in die· 
sem Sinn Arbeitsemigrantinnen. Skru· 
pellose inländische Menschenhändler 
und ausländische Agenturen arbeiten 
Hand in Hand. 
Es gibt Agenturen, die den Frauen vor· 
spiegeln, sie vermittelten ihnen eine Ar· 
beitsstelle im Ausland, was aber in den 
wenigsten Fällen zutrifft. Sind die Frau· 
en erst einmal hier, werden sie meist 
gezwungen, in einer Bar oder im Bordell 
zu arbeiten, da sie bei den Agenten an­
geblich Schulden rur das Flugtiket ha­
ben. 
Die Frauen sind diesen Agenten absolut 
ausgeliefert, da sie - abgesehen von 
Sprachproblemen - in der Regel illegal 
hier sind und ohne finanzielle Mittel. 
Bekannter als die oben genannten Agen. 
turen sind die Ehevermittlungsagen­
turen, von denen es allein in der BRD 
inzwischen über 200 gibt. Sie bieten 
westdeutSchen Männern Frauen aus 
Ländern der Dritten Welt in Katalogen 
an. die sie sich ftir 5.000·10.000 DM 
kaufen können. Die Frauen werden als 
anspruchslos, sanft, anschmiegsam und 
treu angepriesen und können aus diesen 
Katalogen ausgesucht werden, Rück· 
gabereeht eingeschlossen. 
Oft genug werden so gekaufte Frauen an 
Bordelle weitergegeben. Die westdeut· 
schen Behörden tolerieren diesen Men· 
schenhandel stillschweigend und gehen 
höchstens gegen die Frauen, nicht aber 
gegen die Agenturen oder Ehemänner 
vor. 
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Der größte Teil der Männer, die über 
diese Vermiulungsagenturen eine Frau 
heiraten, sehen jn ihr in erster Linie eine 
Sklavin, einen Besitz, den sie sich envor­
ben haben. 
Für die Frauen sind diese E.hen haupt­
sächlich eine Möglichkeit, dem Elend zu 
entrinnen. Merken sie, daß der Ehemann 
rur ihre Familien keine materielle Umer­
stützung leisten kann, versuchen sie, die­
sem Sklavenverhältnis zu entkommen, 
indem sie arbeilen. 
Die meisten der Frauen, die hier als Pro· 
stituierte arbeiten, ta ten dies bereits in 
Thailand, Ihre Arbeitsplätze sind Bars, 
Sex·Clubs und Bordelle. Einige arbeiten 
als Call-Girls. 
In Bars bekommen die Frauen einen 
festen Tageslohn (50-100 DM), dazu ei­
nen Prozentsatl. von Getränken und von 
sexuellen Dienstleistungen. In Sex-Clubs 
ist der Geschlechtsverkehr im Preis für 
die Getränke enthalten. Die Arbeit in 
diesen Bars und Clubs ist härter als im 
Bordell, da sie die Männer erst zum Ge­
schlechtsverkehr überreden mfusen (50% 
von ihrem Verdienst) und die Konkur­
renz groß ist. Außerdem müssen sie viel 
trinken. 
Trotzdem arbeiten die meisten ausländi· 
schen Frauen in Bars. Sie verdienen 
weniger und werden stärker ausgebeutet, 
da sie die Sprache und die Spielregeln 
nicht kennen. 
Den Zuhältern und Bordellbesitzern sind 
sie zusätzlich auch noch wegen ihrem 
illegalen Status (sie haben keine Arbeits· 
erlaubnis) mehr ausgeliefert. 
"Die strikte staatliche Kontrolle zwingt 
die Thai-Frauen, unter einer anderen 
Form der Ausbeutung einzureisen: 
'weiße Ehe'. Für eine Frau,dieaufgrund 
ihrer Beliebtheit engagiert wird, um 
länger als drei Monate zu arbeiten, be­
sorgt der Bar· Besitzer einen Mann mit 
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deutscher Staatsangehörigkeit oder ei· 
nen Ausländer mit Aufenthaltsberechti, 
gung zur Heirat. Durch diese Heirat er­
wirbt sie das Recht, im Lande zu wohnen 
und bekommt später eine Arbeitser­
laubnis. 

Die Frau muß für die Kosten aufkom­
men, die aus der Anstellung des Mannes 
auf der Grundlage eines Vertrages über 
maximal ein Jahr emstehen. Der Preis 
schwankt in verschiedenen Städten zwi­
schen 4.000 und 7.000 01\1. Manchmal 
möchte der 'Ehemann' eine 'eheliche' 
Gemeinschaft haben, um später ihr Zu­
hälter zu werden. So können Thai-Prosti· 
tuierte, die über sich selbst verfUgen wol· 
len, am Ende zu Leibeigenen wer­
den."lO 
Neben rechtlichen und gesundheitlichen 
Problemen sind die sozialen Probleme 
dieser Frauen ungeheuer groß. Sie fUhlen 
sich in der sozialen Umgebung fremd, 
sind unfahig, die Sprache und fremde 
Kultur zu akzeptieren. Zusätzlich fühlen 
sie sich durch ihre Arbeit entwürdigt und 
degradiert. Oft fallen sie in tiefe Depres­
sionen und leben nur noch rur das Ziel, 
möglichst schnell viel Geld zu verdienen, 
um möglichst bald wieder nach Hause zu 
können. 

Ohne Mitwirkung der Medien hier hätte 
der Sex·Tourismus und der Frauenhan· 
deI niemals einen solchen Aufschwung 
nehmen können, 
Quer durch die bundesdeutsche Presse 
kann man Sensationsgeschichten über 
"anschmiegsame, liebliche" asiatische 
Frauen lesen, von den Anzeigen ganz zu 
schweigen. 

Heirat "demütiger As iatin" 

Im Sommer 1983 erschien in der Bild­
zeitung eine Serie "Ich hab mir eine Frau 
gekauft". In dieser Serie werden asia· 
tische Frauen als willenlose, austausch­
bare Objekte dargestellt. U.a. war zu le· 
sen: "Bei H.K. hat es mit einer gekauften 
Braut anfangs gar nicht geklappt - da 
her er sie gegen eine neue umge­
tauscht." 11 "Bei allen Männern, die sich 
mit der Emanzipation der deutschen 
Frau nicht abzufinden gedenken und lie­
ber eine demütige Asiatin heiraten .. ."12 
Gemeinsam ist den Berichten in vielen 
Zeitungen, daß sie den Mann als absolu­
ten Herrscher darstellen, der es nicht 
nötig hat. sich mit Forderungen von 
Frauen auseinanderLusetzen. Auslän· 
dische Frauen werden dabei als willen­
lose Objekte dargestellt, als austausch­
bare Ware. Diese Berichterstattung ist 
sexistisch und rassistisch. 
Sie weckt in den Köpfen der Männer die 
Vorstellung, daß jede asiatische Frau 
eine Prostituierte ist und ihnen automa­
tisch zur VerfUgung steht. 

Anmerkungen: 
I) OerOberblick,Nr.4f I981 
2) Merlan·Heft Thailand 
3) Der Oberblick, a.l,O. 
4) Peripherie, Heft 13/Sommer 1983 
5) Thailand·Correspondenz, Nr. 7·8f1979 
6) Tourismus, Prostitution, Entwicklung -

Dokumente, ZEB, Stuttgart Man 1983 
7) Frankfurter RundIChau, 10.2.1984 
8) Zeitschrift Test, Heft9/September 1980 
9) IMBA5,Nr. I{l981,5.8 

10) Peripherie. a.a.O., 5.8 
11) Gegen die Bild-Zeitung haben inzwilChen 

die TAZ. Courage, Frauen~erbände u.a. 
Klage erhoben, Bild·Zeitung, 21.6.1983, 
'.7 

12) Bild·Zeitung. 22.6.1983, S. I I 
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Frieden und Dritte Welt 
Auf dc: m 6 . Kongrc8 der Organ;nti <;>ß fü r Ah oulati.chc Vö lkcuolidaritäc {AMSOl, dc-r Ende Mai 
d.J. in A !;gier lagle, stand stärker denn je der T~mcnkreiJ globa~ Kricg~gcrah r und Abriiuung im 
Blickpunkt. A n der Di~ku$SK)n waren ro namhartc FÜ,h rungs pcnönJ ichkdtcn von ßcfrciungsllewl:­
gungeß wie Sam Nujoma (SWAPO Namibias), A lf red Nzo (.o\ NC Südafrikal)y\bd d Aziz (Frente 
PO U SA RIO), Yanir Ar.l fal (PLO) oder Madame Binh (VicUlam) beteiligt. Unter den rund 100 
anw~ndcn DtJ"Sationcn fand sich auch eine d reiköp figc bundc:5deutsche Vertre tung du Anl}. 
impcri~liJ ti schcn Solidaritiits k.omilCcs (ASK), daJc rneul ins AAPSO-Priisidiurn ~w3hl l wurde. \Vir 
do ku mcutiercn di(' AAPSO·Erkla rung \ ' O n Algie r 1.u Frieden und Ab rüstung. 

AAPSO-Erklärung zur Abrüstung 
Die Völker Afrikas. Asicm und Latcinamcri· 
kas und nicht nur jene den' ntwickdten Län· 
der sehen sich heute einer dramatischen Ver­
schlechterung de r internationalen Situation 
und einem qualitativ neuen Stadium des 
Rüstu ngswcn laufs gegenüber. 
Die Bedrohung eines Atomkriegs lastet mehr 
denn je auf der gesamten Memehhe(s. Nie· 
mand in OSt oder West, Nord oder Süd kann 
überleben, wenn ein atomarer Holocaust den 
Erdball verwüstet. Der Grund Wr diese ausge· 
sprochen gefahrliche Silllation iSI d ie rück· 
sichtslose Konfmntationspolitik, die die US .... 
und einige ihrer NAT O,Verbündeten vcrfol· 
",n. 

Angesichts der wachsenden Aggrcssi"itäl de$ 
Imperialismus in der Kampf der Völker der 
Drinen Welt für eine Neue Internationale Welt· 
wirtschaftsordnung untrennbar verbunden mit 
ihrem grundsätzlichen Kampffiirden Frieden. 
Die D"mokr'dtisierung der internationalen Be· 
ziehungen, die Ersetzung von Konfrontation 
dur<;h Kooperation, der Kampf gegen Hunger, 
AnalphabetentUm und Krankheit sind gleich· 
falls Ausdruck des Kampfes für den Frieden. 
Oie US·Administration strebt die Hegemonie 
über di" g.1n2.e Welt an. 

Sie glaubt , daß dieses Ziel dun:h die Erlangung 
einer militärischen Oberlegenheit über die 
UdSSR erreicht werden kann, dun:h eine An· 
zahl von Interventionen und Aggressionen im 
Mittleren Osten, Lateinamerika, Afrika und 
Asien, dun:h den Ausbau von Militärbasen und 
eine Vermehrung von Mi litärbündnissen durch 
den beschleunig ten Aufbau der Schnellen Ein· 
grciftruppe und die Schaffung eines Zentral­
kommandos rur nunmehr 19 Staaten. 
Dem gleichen Ziel dien t auch di" Stationierung 
von hochentwickelten Waffen in Westeuropa, 
im Mittdmeer und im Indischen Ozean, die 
Ausdehnung von NA TO·Operationen auf Ge· 
biete außerhalb dieses Militärbündnisscs eben· 
so wie die strikte Weigerung, den SAL T·Il ·Ver­
trag zu ratifizieren und die Produ ktion qualita­
tiy neuer Massen"ernich tungswaffen. 
Dies bedeutet u.a.: eine neue Generation sog. 
"intelligl:nter" konventioneller Waffen, Aus­
weitung der Arsl:nale an chemischen Waffen, 
die Konstrukt ion der Neutronenbombe, die 
Mili larisierung des Meeresbodens und des 
Weltraums. 
Der Grundpfei ler dieser Strategie is t die Statio· 
nierung von Pershing 11 und Cruise Missiles, die 
den USA eine Erstschlagskapazitä t verschaf­
fen, die nicht auf Europa begrenzt sein wird. 
Gleichzeitig scheut der Imperialismus keine 
Mühe, um zu versuchen, die Völker der Erde 
politisch und ideologisch zu manipulier<:n und 
sie an den Gl:danken eines Atomkriegs zu gI:­
wöhnen. Er propagiert dil: Theorie von der 
Begrenzbarkeit und Gewinnbarkeit eines 
Atomkriegs. Die USA veranschlagen mehr als 
5 Bio Dollar für ihren Militärhaushalt in den 
nächnen 5 J ahren. 

Solche Entwicklungl:n slßd gefahrlich rur die 
Völker der Drillen Weh. In einer Zeit, in der 
Millionen lUl Hunger und Krankheit - ve ru r­
sa~ht durch wi rt schaftliche und soziale Unter­
entwicklung - sterben, wo ganze Länder am 
Rwde des Bankrotts stehen, wo sogar die 
westlichen Wirtscbafus~'steme von Rezession 
und Arbeiulosigkeit überschwemmt werden, 
ist es nicht länger möglich, daß Hunderte ~Ii!. 
liarden von Dollar vom Rustungswenlauf ver­
schlungen werden. 
Der Neokolonialismus verstärkt in der g.1ozen 
Welt die Spannungen, um alle Versuche zur 
Neuordnung der \\'el twinschaftsbeziehungl:n 
zu untergraben und die EinfUhrung e iner 
nl:uen, gerech teren Weltwirt.schafuordnung zu 
verhindern. Er versucht, die bestehende unge· 
r<:ch te Ordnung zu verewigen und seine Wirt· 
.schaftskrisen dun:h Ausweitung der RüslUng5-
produktion und -expone, insbesondere: in 
Länder der Dritten Welt, zu überwinden. 

Der Rüstungswettlauf im nuklearen und kon· 
Yl:ntionel1en Bereich führt für die Welt als Gan­
zes, insbesondere aber für die Dritte Welt zum 
Ruin. Oie bedürftigsten Teile der Dritten Welt 
versagen sich sdbst wirt..schaftliche Entwick­
lung, in dem sie ihre wichtigsten Renoun:en 
für den Erwerb von Waffen verwenden und 
schließlich eher Unsicherheit ab Sicherheit 
kaufen. 
Die Wohlhab"nderen der Drillen Weh, wie die 
erdölreichen Länder des Mittleren Ostens, 
finanzier<:n direkt die Forschungsprogr .. mme 
der westlichen Industrieländer , indem sie 
hochentw ickelte Waffen zu maßlos hochen 
Preisen kaufen. 
Sie helfen ihnen, O"yiS\:n, dil: sie rur den Kauf 
von Erdöl ausgegeben haben wieder zuerlan· 
gen und lidern sich selbst de r Manipulation 

dun:h die westlichen Großmächte aus. So er­
werben auch sie Unsicherheit stall Sicherheit, 
indem sie den Riistungsmul(is Tür und Tor 
öfrnen. 
Heute breitet sich die globale militärische Kon· 
frontation dureh eine neue Stufe des W"II­
rüstens von Europa in den Weltraum, die 
Ol.eane und zum Mel:resboden aus . Der ganze 
Planet und nicht nur Europa wird nun in den 
Strudel des Wettrüstens gez08l:n. Dies ist eine 
direkte Bedrohung für die Dritte Welt, die sich 
jetzt in einer zunehmend YOm Krieg hestimm­
ten Umwelt befindet. 
Seit dem 2. Weltkrieg brachen mehr ab 150 
mal kriegerische Konflikte in verschiedenen 
Teilen der Welt aus. Mehr als 80 Staaten waren 
daran beteiligt, von denen sich die überwie· 
gende Mehrheit in der Driuen Welt befindet. 
Die verlorenen Menschenleben in diesen soge­
nannten "kleinen Kriegen" entsprechen 50'l'0 
derer des 2. Wehkriegs. 
Eine weitere Dimension dieser Ausweitung des 
RüSlungswenlaufs auf die Dritte Welt ist die 
Festigung der Beziehungen zwischen den USA 
und den rassistischen Regimes in Isral:l und 
Südafrika. 
Es in kein Geheimnis, daß d:u Ab kommen 
über "strdtegischc Zusammenarbeit" zwischen 
den USA und Israel weniger darauf abzielt, 
Israels Sicherheit Zu garantieren, als vielmehr 
die strategischen Interessen der USA im MinIe­
ren Osten zu sichern - eine Frage, die gerade 
nach der Niederlage der US·Diplomatie im 
Libanon noch an Bedeutunggewonnen hat. 
Zudem konstlltieren die USA eine wachsende 
Bedrohung ih rer Ölinteressen auf der Ar'Jbi­
schen Halbimcl durch eine Reihe von Un° 
sicherhei15faktorl:n, deren bedeutendster die 
Verschärfung des Kriegs zwischen Inm und 
Irak ist. 
Andererseits hat die Reagan-Administration 
die ganze Welt herausgcforderl, indem sie of­
fen eine "strategische Partnerschaft" mit dem 
Apartheid·Regime in Pretoria verwirklich te. 
Organische Beziehungen zwischen Washington 
und Pretoria sind für die Stationierung von 
Atomw:affen im Indischen Ozean und im 
Süd·Atlanlik und rur die Umwandlung Südafri· 
kas in ein riesiges Oiego G:rrcia (US-Stützpunkt 
im Indischen Ozean: d. Red.) unumgänglich. 
Südafrika ist von besonderer Bedeutung, da 
der Imperialismus die meisten Rohstoffe zur 
Vel10rgung seiner atomaren Anlagen aus die­
ser Region bezieht. Nun ist glasklar s-:worden, 
daß Aufrüstung und Rassismus Hand in Hand 
gehen. 
Der 6 . AAPSO-Kongr<:ß yerabschicdet einen 
eindringlichen Appell Zur Normalisierung der 
internationalen Beziehungen im Einklang mit 
den Prinzipien der Vere inten Nalionen. um das 
Wettrüsten zu beenden. 
Oie AAPSO unterstützt uneingeschränkt die 
Bemühungen der Slaaten der Nichtpaktgebun­
denen-Bewegung, der sozialislischen Länder, 
der fortschrittlichen, demokratischen Frie· 
dens· und Antiatomwaffen·Bewcguns-:n, der 
J ugend, der Frauen und der religiösen PenÖn· 
Hchkeiten, die darauf gerichtet sind, Schritte 
rur eine Yollständig", umfassende, allmähliche 
und kontrollierte Abriistung durchzuWhren. 
In diesem Zusammenhang würdigt der 
6. AAPSO·Kongrcß die Initiativen und Vor­
schläge der UdSSR zur Abrüstung. Er unter­
stützt desgleichcn die Vorschläge, die von In­
dien und anderen Nichtpaktgebundenen zu 
Frieden lind Sicherheit gemacht wurden. 
Er steht yoll hinter der Abschlußresolu tion der 
I. Sondersitzung der UNO-Vo!lversammlung 
zur Abrüstung, der Resolution, die vom 
7. Nichtpaktgcbundenen-Gipfel in Neu·Delhi 
zu dieser Frage yerabschiedct wurde und der 
jüngsten Resolution, die von der UNCTAD auf 
ihrer 6. Sitzung in Bclgrad im letztenjahrüber 
internationale Sicherheit, wirtschaftliche Zu-
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sammenarbeil und Handel angenommen 
wurde. 
Es ist hervorzuheben, daß die bedeutende 
RolJ~ der Nichtpaktge:bundenen-Bewegung in 
d~n gegenwärtigen internat ionalen Be:zi~hun­
gen gestärkt werden sollte. Diese Bewegung 
stellt einen unabhängigen Faktor dar, der den 
Völkern der Dritten Welt einen geeigneten 
Rahmen bietet, um :!'ur Schaffung einer Welt 
des Friedens und der Zusammenarbeit beizu· 
tragen. 

Der 6. AAPSO-Kongreß nellt fest, daß Sicher­
heit in Europa nicht losgelöst von den Sicher­
heitsfragen in anderen Teilen der Welt betrach­
tet werden darf. 
Deshalb fordert er den Abzug der in Europa 
stationierten Pershing 11 und Cruise Mi $$ iles 
und die Verhinderung ihrer weiteren Statio· 
nierung in Europa oder and~rswo in der Welt. 
Der Kongreß ruft zur Mobilisierung se iner na­
tionalen Komitees auf, um umfassende und 
vollständige Abriiuung zu erreichen und ein 
echtes und kollektives Sicherheitssystem auf­
zubauen, das Unabhängigkeit, (;<,rechtigkeit 
und Fri~dengarantiert. 
Er ruft auf zur Koordinierung seiner nationa· 
len Komitees mit aUen Kräften des Friedens 
und der Befreiung, mit allen nichtstaatlichen 
Antikriegsorganisationen, rur ein Einfrieren 
der Atomwaffen, rur den Vel"Zicht auf den 
Ersteinsat~ von Atomwaffen durch die Staa· 
ten, die solche besitzen, für die Nichtweiterver­
breitung aller Arten von Atomwaffen, rur die 
Nichtmilita risierung und rur das Verbot von 
Atomwaffen im Weltraum, für das Verbot von 
chemischen Waffen, für die Schaffung von 
alomwaffenfreien- und Friedenszonen, furden 
Ahbau aller ausländischen Militärbasen, ·pakte 
und -einrichtungen in Asien, Afrika und 
Lateinamerika ... 
Atomwaffenfreie Zonen sollten uberaU, wo es 
möglich ist, geschaffen werden, besonders im 
Indischen Ouan, im Pazifik, in Afrika und im 
Mittleren Osten. Voraussetzungdafilr iSI, daß 
sie \·on angemessenen überprüfungs- und Kon­
trollmaßnahmen begJcitet sind. 
Er ruft alle Atommächte auf, einen Vertrag 
abzuschließen, der sie verpnichlet, ih re Waffen 
nicht gegen Slaaten einzusetzen, die selbst 
keine Atomwaffen besitzen oder auf ihrem 
Territorium stationieren. 
Er ruft ebenfalls zum Einfrieren und Reduzie­
ren der Rüstungsausgaben auf, so daß ein Teil 
von ihnen fur die soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung der Dritten Welt verwendet wer­
den kann. 

Er ruft auf zur Lösung aller Konflikte mil 
politischen Mitteln. Er ruft inshesondere auf 
den Bruderkrieg zwischen den nichtpaktge­
bundenen Irak und Iran zu beenden, dessen 
Fortflihrung nur dem Imperialismus nuut und 
der nunmehr ein Stadium erreicht hat. in dem 
der Weltfrieden gefahrdei is t. 
Der 6. AAPSO·KongreB erklärt, daß die Frage 
der Sicherheit global und unteilbar ist. Sie 
beinhaltet Fragen der Abriistungund Entwick­
lung, des Rechu auf Unabhängigkeit und 
Selbstbestimmung, des Abbaus der internatio­
nalen Spannungen, der Einrichtungeiner Neu­
IOn Internationalen Wirtschafuordnung. 
Nur durch die Beendigung des WeltrüSteru 
können die Bedingungen gcJ<:haffen und die 
Ressourcen freigeseut werden für die erfolg· 
reiche Lösung der sozialen und wirtschaft­
lichen Probleme auf der Welt im allgemeinen 
und in der Dritten Welt im besonderen. 

Der 6. AAPSO-Kongreß ruft die Völker Asieru 
und Afrikas auf, die Entwicklungeines eigenen 
Ansalzes zur Lösung der Probleme nach Frie­
den und Sicherheit zu intensivieren. So kön­
nen sie noch mehr zum Entstehen einer bes­
seren Welt beitragen. 
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Dokumentarfilm 
"Chile,ich rufe deinen 

Namen nicht vergebens" 

In den Straßen des vorweihnacht lichen San· 
tiago de Chile herrscbt eine beklemmende 
Spannung. Passanten suchen aufgeregt Schutz 
in den Hauseingängen. Polizei u .. d Militär ja­
gen jugendliche Demonstranten. Deren Pro­
teslrufe erst icken in dem Motorengeräusch 
eines Polizeihubschraubers, der über den 
DächeTn kreist. 
Mit dieser Szene beginnt der 85minütige Doku· 
mentarfilm "Chile, ich rufe deinen Namen 
nicht vergebens". Es ist die erste Arbeit des 
1979 in Chile gegründeten Filmkollektivs 
"Cine-Ojo" (Kino· Auge). Der Film, der von 
Kollegen im Pariser Exil finanziert wurde, do­
kumentiert die Zeit vom Dezember 1982 bis 
zum September 1983, eine entscheidende 
Phase im Widerstandskampf des chilenischen 
Volkes. 
IOJahre nach dem faschistischen ~ I ilitär­
putsch vom September 1973 änderte sich die 
politische Siluation zusehends. Die Bereit­
schaft, den bis dahin eher versteckten Wider­
stand offen ... u zeigen, nahm zu und fand ihren 
Ausdruck in der breiten Mobilisierung zu den 
ersten fUnf Nationalen Protesttagen. 
Der film zeigt, wie ... unächsl friedliche De­
monstrationen durch massiven Einsatz von 
Polizei und Militär, die ohne jeden Anlaß 
T ränengas werfen und in die Menge schießen, 
eskalieren. Im Bild festg~halten werden die 
Aktionen auf den Straßen, der Aufbau von 
Barrikaden. Der Streifen berichtet vom Be­
wußtsein und vom Mut der Chilenen, die sich 
unter Lebensgefahr gegen den slaatlichen Ter­
rorwehren. 
Deutlich fühlbar wird die neue Haltung der 
Meruchen nach dem zwei ten Nationalen Pro­
tesltag. Oie handlungshemmende Angsl gegen­
über der RepreiSion der Diktatur in verloren. 
Man hat sich mehr Freiräume erkämpft. Das 
Verbot jeder politischen B<"Iätigung wird 
längst nicht mehr eingehalten. 
Der Film zeigt die Folgen und Opfer der Zer­
störungswut der FMchisten, besonders in den 
Arbe;tervierteln Santiagos. Aber er macht 
gleichzeitig deutlich, daß das chilenische Volk 
sich nicht mehr einschüchtern läßt. 
Von Beginn an fühlt sich der Zuschauer direkt 
in das Geschehen versetzt. Dank einer vortreff-

lichen BildfUhrung der offensichtlich mit einer 
Handkamera filmenden wagemutigen KameTa· 
leute erlebt man quasi Schulter an Schulter mit 
den Demonstranten die Zusammenstöße mit 
den Polizisten. Man fühlt sich durch das bIO· 
wegte Bild herumgeschubst, glaubt die bar­
schen Kommandos direkt ins Ohr gebrüllt zu 
bekommen, formiert sich an anderer Stelle 
wieder neu und sicht durch das Objekliv dem 
Gegner direkt im Auge. 
Beeindruckend sind die Bilder von den Aktio­
nen der Arbeiter, der Studenten und jener 
Angehörigen von Verschwundenen. die als 
erste den Widerstand aufnahmen. Aufrüttelnd 
das " Presente!" (Anwesend!) von Tausenden 
am Grabe des 1973 ermordeten Staatspräsi­
den •• m Salvador AUende in Vina del Mar. 
Die chilenischen Dokumentaristen haben sich 
unters Volk gemischt, haben Fragen gestellt 
und offen anklagende Antworten bekommen. 
Sie zeigen am Beispiel der Lastkraftwagcnfah· 
rer, daß der Protest längst ins bürgerliche Lager 
eingedrungen ist, denn auch da herrschen Ilun· 
gerund Not. 
Den Filmern ist eine eindrucksvolle Bericht· 
erstattung der chilenischen Wirklichkeit ge. 
lungen. 
O.:r Film kann ausgeliehen werden bei: 
UNIDOC Film GmbH, Braunschweiger Sir. 
20,4600Dortmund I. H.t: . Schärer 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 



N ika,ag UI- Bra.eh üren 

D~i im Juli d.J. erschi~n('ne Broschüren befas­
sen sich mit aktuellen Fr.gen der Nikaragua­
SoLidarität. 
Das lieft "MilkilOI und t·SL..~·· ist die Obenct­
zung einer Sonderbcilagc der n ikaraguanischcn. 
Zeitung ßarricada IntemacionaL 
Sie Deschrcibt die Geschichte der Mi,kitt;>­
RC'gion, die Rolle des CI:\. und der "Contras", 
die Umsiedlung der Miskitos J.Owic Erfolge und 
Fehler der Politik der Sandinislu, Sie wurde 
\'on I 7 verschiedenen Gruppen und Zeitschrif­
ten herausgegeben, darunter das Antiimperia· 
listische Solidaritätskomitee (ASK). die Alter­
native Lisle Berlin und der Arbeiukrcis Inter­
nationale Politik der SPO. 
Sie kann ruf 0,50 DM (0,20 DM ab 100 Expl.) 
U.a.. beim Solidaritaushop 3. Welt, Hamburger 
Allee 52, 6000 Frankfurt 90 bezogen werden. 
Die drille Bro5chüre der Reihe Nahua Script 
trägt den Titel: "Die Au:scinOl/ldenc:tzung um 
die Entwid.Lu ngshil fe du ßundClrepublik rur 
Nikar.tgua." Auf 64 Seiten hat der Autor An· 
dreas Gampert Dokumente zur Nikaragua­
Politik der Bundesregierung zusammengetra· 

"'". Die Bro,chüre kann rur 6 D~ bei der Edition 
Nahua, Postfach 101320,5600 Wuppertal be· 
zogen werden. 
In der Reihe "URD und 'Drine Welt· " ist das 
Heft "Nicaragu.sol idaritä , " el"$chienen. 
EI beinhaltet eine AnalyS<e der Entwicklung, 
des SelbstverständnisS<es und der Politik der 
Ni karagua·SoI idaritäUgruppen. Schwerpunk \e 
sind die Diskussionen tiber das Verhältnis zur 
Friedensbewegung, zur Politik der Sandinista.s 
sowie zum Miskito-Konflikt. 
Das 48seitige Heft kann rur 4 D~t beim Maga. 
zin-Verlag, Königsweg 7, 2300 Kid I bezogen 
.werden. 

Miskitos 
und 
FSLN 

AUlltellung Frauen In Südllnkl 

Aus Anlaß des Jahres de r siidafrikanis.:hen 
Frauen ist vom 3.-22.10.1984 in Köln im 
Völkennu!;CUm eine I'hotoausstellung zu die­
sem Thema zu S<ehen. Die Ausstdlung soll eini· 
ge Aspekte aus dem Leben der schwarzen 
Frauen aufzeigen. Gleichzeitig werden Ge­
mälde südafrikanis.cher Künstler und afrikan;· 
lehe Batiken ausgestellt. Die Gemälde und ci· 
nige Makonde·Figuren werden zum Verkauf 
angeboten. 
Im Anschluß an die Aussldlung in Köln wer­
den die Photos, Batiken und Gemälde im Fe­
bruarfMärz 198::. in Munchen im Kunstverein 
und anschließend noch in Zurich, Basel, Bem 
und Genf zu S<ehen Kin. 

Infodienst zur Solidarität 

Buchtlps ZU Chile 

Isabel A!lende, eine Nichte des am 11.9.1973 
ermordeten chilenischen Pr'~sidenten Sah'J.dor 
A!lende, hat in ihrem Exil in Venezuela den 
Roman "Das Gcisterhaus" geschrieben. 
Sie erzählt darin die Geschichte einer Familie 
der chilenischen Oberschicht. Die ErLählung 
beginnt mit der heilen Welt Chile< :tu Beginn 
des Jahrhunderts, fuhrt dann über die Mit· 
heraufbeschwörung der Mili\~rdikt3tur durch 
ein Familienmitg!i~d zum ZerfaU der Familie 
in der dritten Generation. In der ,'ierten Gene· 
ration wird die Erl.~hlerin Alba von einem 
Familienmitglied gefoltert. 
Sie, die ab autobiographische Figur zu erken· 
nen ist, vel"$ucht zu begreifen wie das Ent!'etz­
liehe hatte geschehen können. Sie beginnt zu 
Khreiben um .. das Gedachtni! der Vergangen· 
heit wiederzufinden und mein Enuetzen zU 
überleben". 
lsabcl AIJc:ndc, D:u Geisterhaus, Su hrka.on p, 
I'rankfurt /M_ 1984,444 Sei len, 380M. 
Ebenf.ll1s mit dem Leben in Chile beschäftigt 
5ich: 
fahlo Y:iriiez Burios. Antenor Floru. Lamu,-' 
Verlag. Bomheim·,\Ierten 1983. 208 Seit"n. 
14.80 D~1. 

Dieses Buch erzählt die Geschichte eines chi· 
lenischen Arbeiters, der in den Salpeterwüsten 
des Nordens aufwächst und später durch einen 
seiner Söhne mit den politischen Strömungen 
der späten 60er Jahre in Chile in Berührung 
kommt. 
Obwohl selber nie politisch organisiert, wer­
den er und !'eine frau verhaftet, gefoltert und 
in Konzentrationslager gebracht. Nach seiner 
freilassung gelingt ihm und S<einer Familie die 
Ausreise in die Bundesrepublik, 

Nlklrljlul-Bundestreffen 

Vom 22.-24. Juni dJ. fand in Dannnadt ein 
Bundestreffen der Nikaragua·Solidaritän· 
komitees statt, an dem sich 150 Vert~ter von 
58 Gruppen beteiligten. 
Das Treffen beschloß, die Kampagne "Arbeiu­
brigaden für das bdreitc Nikaragua - Unter­
nützung des Befreiungsk.ampfes in EI Salva· 
dor" fortzusetzen. In dieS<em Rahmen soll vor 
allem die Region um das Tal ,'on Pantasma 
verstärkt unterstul2t werden. 
Auch sollen weite rh in Arbeitsbrigaden, "ab 
momentan beste ~I öglichkeit der US-Aggres· 
sion konkrete Solidarität entgegenzusetzen" 
entsandt werden. 
Die Verstärkung der Solidarität mit der salva· 
dorianischen Befreiungsbewegung wurde vor 
allem deshalb ab notwendig erachtet, weil es 
den USA mit der Wahl Duarte5 gelungen sei, 
die Verhältnisse zu ih~n Gunsten zu verän· 
dem. 
Das Bundestrdfen rief zu einer massiven Betei­
ligung an der Mittelamerika·Demomtralion 
am 3. November dJ. auf, die von der Mlions­
konferenz der Friedensbewegung beschlossen 
worden war. 
Außerdem wurde festgestdlt, daß mittlerweile 
in mehr als 1::' Orten Föroerk.reiS<e für Städte­
partnerschaften bestehen. Am 4. Juli dJ. be­
schloß der Stadtr.lt von Nümbergeine Partner­
schaft mit der im Süden Nikaraguas gelegenen 
Oruchaft San Carlo$. Zu diesem Zweck sollen 
in dieS<em Jahr 20.000 DM und 198550.000 
DM bewilligt werden. 

Frledenslktianan Im Herbst 

Der Koordinierungsausschuß der Friedensbe­
wegung hai am 26. Juli dJ. den Herbsl 1984 
unter das Motto "Noch ist Zeit zur Umkehr­
Stoppt den Rüstungswahnsinn" genent. Ge­
gen die geplanten HerbstmaDÖver der NATO, 
mit denen das AirLand·Batt le·Konzept "ge­
probt" werden $OU und gegen die wdtere Sta· 
tionierung von Cruisc Missiles und Pershing U 
werden zahl~iche lokale und überregionale 
Aktionen "anfinden. Schwerpunkte der Ak­
tionen werden sein: 
Am 29.9.1984: tin Menschennetz zwischen 
Militärstandorten im fulda Gap, dem Haupt· 
manövergebiet, mit einer abschließenden 
Kundgebung in Fulda. 
Am 20.10.1984: eine Menschenkette von Has­
S<elbach/HunslÜck, dem Stationierungsort der 
CTUise Missiles zum Zentrum der Arbeitslosig­
keit Duisburg, um "die negativen Auswirkun· 
gen des RüslUngsweHlaufs auf die Wirtschaft, 
die Arbeitspläne und die soziale Sicherung" 
deutlich zu machen. Ähnliche Großaktionen 
finden am selben Tag in Hamburg und StUI[­
gart statt. 
Am 3.11.1984: eine bundesweite Demonstra­
tion "Friedtn und Gerechtigkeit für Mittel· 
amerika" in Bonn gegen die US-Interventions­
politik in Nikaragua und gegen d ie Politik der 
Bundesregierung in dieser Region. 

KangreR zum Südlichen Afrlkl 

Vom 12.-14. OktoberdJ. findet in Bonn/Köln 
eint Solidaritäukonferenz zum Südlichen 
Afrika statt. Die Initiati"e dazu gehl auf das 
Internationale Komitee gegen Apartheid, Ras­
sismus und Kolonialismus im Südlichen Afrika 
(ICSA)zurock. 
Veranstalter der Konferenz ist ein Vorberei­
tungskomitee aus 19 Organisationen. Darunter 
befinden sich die Anti.Apartheid-Bewegung 
(AAB), das Antiimperialistische Solidaritäts· 
komitee (ASK), die Jusos und die Internatio· 
nalismus'AG der Grünen. Die Konferenz wird 
vom AfrikOl/lischen Nationalkongreß (ANC) 
und der Südweuafribnischen Volksorganisa­
lion (SWAPO) unterstützt. 
Im Aufruf zur Konferenz , in dem die aktuelle 
Lage im Südlichen Afrika beschrieben wird, 
wird festgestellt, daß die Bundesrepublik "eine 
der stärksten Stül2en du Apanheidsyllems" 
ist. Die Konferenz soll Gelegenheit bieten, 
"Solidarität mit dem Kampf der Befreiungs· 
bewegungen zu üben" und "Mittel und Wege 
zum Abbruch aller Verbindungen und jeder 
Unterstül2ung des Apartheidregimes seitens 
der Bundesregierung, von In$lltutionen und 
aus der Bevölkerung zu finden". 
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Kurzinformationen 

lIblnon 

Obwohl es aueh im Juli/ AuguM dJ. tu gele­
gentlichen bewaffneten Zusammenstößen im 
Raum Beiml und im NordJibanon ""rn, ging 
der Normalj,icrunvprozc6 unter der Regie­
rung der nationakn Einheit zügig weiter. 
Entsprechend ihrem Sichcrheit!iplan "om 
4.7.1984 wurden in der Hauptstadt entlang 
der DemMrkationsliriie ("Gruße Linie") die 
Aufr~umarbeiten wie die Ablösung der "or­
wiegend mO!ilcmischen Linksmiliun (Weu.) 
und der Phabngistcnmilizen (Onbcirul)durch 
Armeckontingcmc "on ca. 2.500 Mann abgc­
KhJosscn. H,nzu kommt die Wiedereröffnung 
des Ikirutcr Flug- und ScchafcOi. 
Am 8.8.1984 bu<:hl06 die Rcgiaung Kamme, 
dIe Kontrolle der Armee als nächstes auf das 
Schuf-Cebirgt' auszudehnen, das bis dahin von 
Linksmilizen beherrscht wurde. 
Ministcrpr.i.sidcnt Karame wurde Ende Ju[i 
dJ. heim Besuch in Damaskus von der Regie­
rung Auad zugesichert, man werde die Aus­
dehnung der Armeekontrolle tiber Beirut hin­
au!, eißllchließlich dem syrisch dominierten 
Nordlibanon, unterstützen. Man "ereinbalte, 
fortan dIe "Politik auf allen Gebieten zu ko­
ordinieren" und gemeinsam auf den baldigen 
bedingungslOllCn Abzug der i.raelischen Heiat­
zungnrupp<'n aus dem Siidlibanon hiouuwir­
ken. 
Die Schließung des israelischen Verbindungs­
buros bei Beirut teitens der BeLruter Regierung 
SIgnalisiert ihr erhöh\Cs Engagement für die 
Befreiung des Südens. 

N.holtkonfllkt 

Ende Jul i d.J. unterbreitete die sowjr;tische 
Regierung einen 6-Punkte.Vorschlag fur eine: 
VerhandlUfl8'lösung des Nahostkonfliku. Er 
licht die Einberufung einer internationalen 
Konferenz unur Schirmhemchaft der UNO 
vor. An ihr sollen sich brael, die Pabuinen­
.ische Ikfreiungsorganisation (PLO). alle ara­
bilchen Na(hbarnaaten (Syrien, Libanon,Jor­
danien und Ägypten) sowie die USA und die 
UdSS R beteiligen. 
Die Initillti.-e zielt auf die Beendigung dei 
Kriegszustandes zwischen Israel und den ara· 
bisch-palästinensischen Nachbarn auf der 
Grundlage einel Abkommens, das vonb fol· 
~ß(tel beinhalten soUte: Abzug Ivaels von 
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allen besetzten arabischen Gebieten (Wen· 
bank, Gau, Osljerusalem, Golan, Siidlibanon); 
Schaffung eines unabhängigen Palästineßller· 
staates in der Wenbank und Gau, und Sicher­
heitsgarantien rur aUe betroffenen Staaten 
durch den UN,SicherheilSrat bzw. seine 
Ständigen Mitglieder. Oie okkupierten palbtj· 
nensischen Cebiete Westbank und Gaza 
könnten in einer mehrmonatigen Oberg-.tngs· 
zeit unter die Kontrolle der UNO gestellt wer· 
den. 
Oer sowjetische Vorschlag wullie ,'on der PLO, 
den Regierungen Synens, des Libanon und 
Jordaniens sowie won UN-Generalsekn:tär 
Perez de Cudlar begniBt. Die Regierung Ru· 
gan hingegen erklärte ihre prinzipidle Ableh· 
nung "einer internationalen Konferenz". Die 
Regierung Shamir meinte zwar, die lowjr;ti· 
sche Initiative sci "nicht ernst" zu nehmen. 
Doch könne man seine Haltung noch einmal 
überdenken, falls die UdSSR die 1967 abge­
brochenen diplomalifChen Beziehungen zu 
hrael wieder aufnähme. 

Hongkong 

Nach 19 Verhandlull8ln.Ißden innerhalb der 
leu;ten 2 Jahre wurde zwifChen Großbritan­
nien und der Volkuepublik China Ende Juli 
d.J. Einigkeit über die Zukunft der britifChen 
Kronkolonie I10ngkong crtielt. 
Bis 1997 soll das Cebiet unter britischer Ver­
waltung bleiben. Ab 1988 wird eine britisch· 
chinesische Arbeitsgruppe eingesetzt, die den 
Oberg-~ngsprozeß ubelWachen solL Oie VR 
Olina hat zugesichert, den Sonderstatus Hong­
kongs als kapit:.listische Enkla"e bis zum Jahr 
2047 zu garantieren. 
Oiina ist ab 1997 rur die Außen- und Venei· 
digungspolitik 1.usundig und will dann Trup­
p<'n stationieren. Die l..cgislati~·e bleibt jedoch 
bei den Hongkongcr Behörden. Der Freihan­
ddshafen und die Konvertibilität des Hong­
kong·Dollars !!Ollen erhalten bleiben. Oie Stadt 
behält den Status als unabhängiges Zollgebiet 
und verwaltet die finanziellen Angelegenhei­
ten selbst. 
Oiina selbst War an der Erhaltung 1I0ngkongs 
als Finanz- und llandebzentrum interessien, 
um damit eigene Entwicklungsprogramme zu 
fin:;ulIlieren. 

Ir.n-BRO 

Ah erster Regierungsvertreter der Euro­
päischen Gemeinschaft (EG) seil 1979 weilte 
Außenminilter RD. Genschcr vom 20.-23. 
Juli dJ. zu einem offiziellen Besuch in Tehe­
ran. Als EG-Ge,andter suchte er damit die von 
der iranischen FiihrungeTStrebte Weflöffnung. 
d.h. den Wiederausbau vorab der wirtschaft­
lich-technischen Zusammenarbeit, 1.U butir­
ken. 
Die bundesdeul$che Delegation war nicht "Oll 

ungerihr mit Unternehmern:praientanten be­
"ückt. Die BRD istl.ängst zum in.nischen Han­
ddspattner Nr. I aufgcriickl: dai ExpoMvo­
lumen 1983 lag bei 7,716 Mrd DM, in den 
e\'Sten .5 Monaten 1984 bei 3,2 Mrd D~1. 

Außerdem will sich das bundesdeuttehe Kapi ­
tal einen (;unei] an den aßlltehenden irani­
schen Licfcraufträgcn in MilJiardenhöhe 
(Kraftwerke, Walzwerk, Hafenanlagen. Olrafi· 
ncrie- bzw. Bohrprojekte) sichern. 
Da die Bonner Deckungsgrenze für lIerme~­

Burgschaften im lran-Geschäft auf 20 Mio DM 
begrenzt ist, will sich Ceruchcr im Fall .'on 
großen Einzelprojekten für Sondergenehmi­
gungen bis in Mrd·HÖhe stark machen. Zum in 
Teher.1ß vereinbaMen Ausbau der bilateralen 
Beziehungen gehört auch die künftige Ausbil­
dung irani"her Fachkräfte. 
Hinsichtlich der von Censchcr reklamierten 
Menschenrcchtsverlelzungcn im Iran kam man 
übere'n, demnächst die unterschiedlichen Auf­
fassungen über Menschenrechte und Todes­
stnfe von einem iranisch-bundesdcutschen 
KolloqUIum diskutieren zu lassen. Außenmi­
nister Velayati sah dies schlicht als Problem 
der "Terrorismushckämpfung" an. Er forderte 
Bonn auf, den EG-I...andem. wdche fluchtige 
iraniSChe .. Terroristen" unteruiitzten bzw. 
ihne:n A5yl gcwihMen, die tiefe Besorgnis 
Tehcrans zu tibermiudn. 
In Sachen Golfkrieg forderte Velayati die 
Westmliehte auf, jede Art von Unterstiitzung 
des Ir'~k aufzugeben, da an Frieden$verhand­
lungen nur nach dem Sturz des Hussein-Re­
gimcszu denken sei. 

K"nok ... ull<n ... , nl'L~1 totn,.:h..- Im (;.,.,. pr.~h ... " de ... ". 
n",,"-cn \\ "".h .. fI,m,n,,,~. 'an,." 



Türkei 

Eint Amnestie rur die derzeit ca.. 26.000 poli· 
tischen Gefangenen in der Türkei Sl:hloß 
Staatspriuidcnt General Kcnan EilTen Anfang 
August dJ. kategorisch aus. Die 1.256 Intel­
lektuellen, darunter die bekanntesten Künst­
ler, Schriftsteller und Wissenschaftler des lan­
des, die am 2!). Mai 1984 mit der Erklärung 
"Beobachtungen und Forderungen bezüglich 
der demokratischen Ordnung in der Türkei" 
sich an die Öffentlichkeit gewandt hauen, ver­
sah der General mit dem Stempel des LAndes­
'-errats: "Auslandische Feinde wollen di" Fe­
Slung \Ion innen nehmen, sie wollen Ruhe und 
Stabilität, die wir wiederhergestellt haben, zer­
stören. leh werde keine Bresche in die Verfall­
sung s<:hlag<:n taflen." 
Gegen 56 Umcncichncr der Intellektuellen­
Erklärung, die sich auf das "Petitionsre.:ht" 
(Situchrift, Artikel 74 der gültigen Verfas· 
sung) berufen hatten, wurden mittlenveiJc 
Verfahren eröffnet. 
Das "Verbrechen" der Petitionsbeftirv.'orter 
besteht darin, daß sie das 1980 von den Mili­
tars errichtete .,politisch'rechtlich·administra· 
tive System und dessen Praxis" als im Wider· 
spruch w den elementaren MenSChenrechten 
und zur parlamentarischen Demokratie ste· 
hend bezeichneten. Sie forderten U.a. die Ge· 
wdhrlcistung der Gedanken', PreISe' und Orga· 
nintiomfreiheit, die Ausmenung von "Miß· 
handlung und Folter", den Stop der Todes­
urteile, eine umfa'5sende Amnestie und die 
Revision der Verfassung der Militärs aus dem 
Jahr 1982. 

Bolivien 

Am !l0. Juni d.J. scheiterte in der boliviani· 
schen Hauptstadt La Pa:t ein Putsch versuch 
gegen die Mille-Links·Regierung. Bewaffnete 
Männer halten den Staatspräsidenten Silcs 
Suazo entfUhrt. Sie mußten ihn jedoch nach 10 
Stunden wieder auf freien Fuß senen, nach· 
dem die Anno:cfuhrung sich hinter die Regi,,· 
rung geSle!!t und derGew"rkschaftsbund COS 
100.000 Menschen auf die Straße gebracht 
halle. 
Drahtzieher des PUIschversuchs waren Anhän· 
ger des "hemaligen Diktators Hugo Banzer, 
Mitglieder par ... militärischer Gruppen, der An· 
tidrogeneinheit der Pol;z"i und der Kokain· 
mafia. 
Dem Putsch'·ersuch waren Aktionen der COR 
vorausgegangen, die sich gegen die vom Inter­
nationalen Währungsfonds diktierte Sparpoli· 
tik der Regierung richteten (siehe: AlB 
6/1984, S. 46). Nach unbegrenzten Streiks 
einiger G""'·"rkschaften der COB war Ende ~.fai 
dJ. der finanzminister Flavio Machicado zu· 
rückgetreten. Die Regierung erklärte, daß sie 
die Zins· und Tilgungszahlungen für die Schul­
den in Höhe von :3,6 Mrd Dollar bei ausländi· 
sehen Privatbanken einstellen werde. 
Da die Regierung aber immer noch nicht bereit 
war, ausreichende Lohnerhöhungen als Aus· 
gleich rur die Streichungvon Subventionen flir 
Güter des täglichen Bedarfs :tu beschließen, 
kam es vom !i.-8.7.1984 zu einem erneuten 
Generalstreik. Daraufhin willigte die Regie· 
rungein, die Löhne rückwirkend ab April 1984 
um 130% zu erhöhen. Die Preis" für einige 
Grundnahrungsmittel wurden eingefroren und 
die Löhne sollen in Zukunft regelmäßig an die 
Innation angepaßt werden. 

Nlklrlgua 

Planmäßig begann am I. August d.J. in Nikara· 
gua der Wahlkampf ftir die Präsidentschafts­
und Parlamentswahlen zum 4.11.1984. Bii 
zum 25. Juli, dem lelzten Tagzur Einreichung 
von Kandidaturen. halten sich sieben Parteien 
registrieren lassen. 

Dabei handdt eS sich um die Sandinistische 
Front der Nationalen Befreiung (FSLN), die 
SO".,dalistische Partei Nikaraguas (PSN), die 
Kommunistische Partei Nikarnguas (PCdeN), 
die Christlich·Soziale Volkspartei (PPSC), die 
Unahh;mgige Liberale Partei (PLI), die Marxi· 
stisch_LeniniSlische Bewegung der Volksak· 
tion (MAP-~1L) und die Konservative Demo· 
kr~tische Partei (PCD). Die FSLN hat Daniel 
OTlega als Präsidentschaftskandidaten und 
Scrgio Ramirez als Vizepr'~sidentschaflskandi­
daten aufgestellt. 

Die in der Demokratischen Koordination 
(CDN) zusammengeschlossenen Rechtspar­
teien (Sozialdemokratische, Dlristlich·Soziale 
und Liberale Konstitutionalistische Partei) 
halten am 20. Juli d.1. Arturo Cruz als ihren 
Pr'.isidentschaftokandidaten nominiert. A. 
Cruz, der am 23.Juli aus den USA zurückkehr· 
te, War früher Mitglied der Regierungsjunta 
und später Botschafter in den USA. 

Die Rechtsparteien stellten der Regierung als 
Bedingung ftir ihre Wahlbeteiligung, sie habe 
einen Dialog mit den "Contras" aufzunehmen 
und den Ausnahmco:unand zu beenden. 
Alle anderen Parteien lehnten jedoch einen 
Dialog mit den ,.Contras", deren Überfalle bis· 
her 7 .391 Menschen das Leben gekostet ha· 
ben, ab. Am 19. Juli d.J. hatte Danid Ort"S" 
vor über 300.000 Menschen aus Anlaß des 5. 
Jahrestages der Revolution eine Lockerung des 
Ausnah mezustandes bekanntgegeben. 

Rede· und Versammlungsfreiheit wurden ga' 
rantiert, das Streikverbot aufgehoben sowie 
die Pressezensur auf Sicherheitsfragen be­
schränkt. 
Doch dies und die mehnnalige Verschiebung 
des Registrierung·nermins für die Kandidaten 
bis zum 16 ..... uguSt dJ. konnten die Rechts· 
partei"n nicht vom Boykott der Wahlen abhal­
ten. 
Trotz ihrer Nichtteilnahme trugen sich 
1.503.738 Nilc.araguaner vom 27.-30.7. 1984 
in die Wahllisten ein . Dies sind 300.000 mehr 
als erwartet und 9!i% aller Wahlberechtigten. 

Nlmlbll 

Am 2!i. Juli dJ. trafen sich auf den Kap\erden 
erneut eine südafrikanische Delegation unter 
Leitung des G<:neraladministrators Namibias, 
Willie van Niekerk, und der Sudwestafrika· 
nischen Volksorg-... nisation (SWAPO) unter 
Leitung '-on Sam Nujoma, um über einen Waf· 
fenstillstand rur Namibia zu beraten. 

Die Verhandlungen schei terten, dit sich Süd· 
afrika und die SWAPO wie bereits bei den 
vorhergehenden Verhitndlungen in Lusaka 
"om 11.·1:3. Mai dJ. (siehe AlB 7-8/1984,S. 
11 ·14) nicht einigen konnten. 
Südafrika lehnt weiterhin eine Lösung im Sin­
ne der UN·Resolution 43!i von 1978 ab, die 
den Abzug der südafrikanischen Besa\li:ungs' 
truppen und freie Wahlen unter dem Schutz 
von UN-Friedenstrupp-cn vonieht. 

Kurzinformationen 

Die südafrikanische Delegation hielt an der 
Posit ion Pretorias und Witshingtons fest, daß 
eine Rcitlisierung der Resolution 4S!i (Wort· 
laut in: AlB 7·8/ 1984) erst im Falle des Ab· 
zugs der Ic.ubanisehen Truppen aus Angola in 
Frage komme. Diese Verbindung der An· 
wesenheit kubanischer Truppen in Angola und 
der Unabhängigkeit Namibias wei$! die 
SWAPO zuriick. 
Di" südafrikanische Regierung halte d"r 
SWAPO am 7. Juli d.J. ein"n Vorschlag rur 
einen Waffennittstand unterbreitet, der als 
Kernstück eine Ob"rgangsregi"rung beinhal· 
tete, die durch die Mitglieder der Namibia· 
Kontaktgruppe der Westeuropäer und USA ge. 
bildet werden sollte. 

Weltbewölkerung 

In MeKiko-Stadt fand am 6.·13. August d.J. die 
2. Internationale Be,·ölkerungskonferenz der 
UNO stall. Zentrales Thema Wilr die Familien· 
planung zur Eindämmung der Bevölkerungs· 
uplosion. 
Zur Zeit wird die Erde von 4,8 Mrd Menschen 
bevölkert. Diese Zahl wird sich nach einer Uno 
tersuchung der Wdtbank bis zum Jahr 2025 
auf 8,3 Mrd fast verdoppdn, wenn nicht ver­
stärkte Maßnahmen zur Familienplanung er­
griffen werden. 7 Mrd Menschen werden dann 
in der Drillen Welt leben. 
Momentan belaufen sich die Ausgaben für die 
Begrenzung des Be,·ölkerungswachstums auf 
jährlich 2 Mrd Dollar. Nach Ansicht der Welt· 
bank müßte sich die Hilfe der industrialisierten 
Staaten von heute !i00 Mio Dollar auf 2 Mrd 
im Jahr 2000 erhöhen, um bis zum Jahr 202!i 
das ßevölkerungswachstum zu stoppen. 

Die Mehrheit der Delegierten der Konferenz 
vertrat die Auffassung, daß Armut und Ober· 
bevölkerung sich gegenseitig bedingen und des· 
halb sowohl soziale und wirtschaftliche Maß­
nahmen als auch Familienplanung notwendig 
sind. 
Die U5-Dclegation erklärte jedoch, daß das 
Bevölkerungswachnum weder positiv noch 
negativ beurteilt werden könne, und daß das 
Problem sich durch eine schnelle wirtschaft· 
liehe Entwicklung beseitigen lasse. Diese 
könne erreicht werden, wenn "staatliche Ein· 
griffe in die Wirtschaft" aufhörten. 
Außerdem erklärten sie, daß sie zukünftig nur 
noch Familienplanungsprogramme in Ländern 
mit Abtreibungsverbot unterstützen werden. 
Diese Position fand lediglich den Beifall des 
Vatikan-Ver treters. 
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Warum Bücher kaufen, wlenn sie als Geschenk ins Haus kommen? 
Für AlB-Abonnenten haHe~1 wir jeweils aktuelle Buchtitel als Geschenk 
bereit. Bücher, die für Dlitte-Welt,lnteressierte unentbehrlich sind. 
Unser Angebot wird alle z:wei bis drei Monate aktualisiert. 
Jeder AIB·Leser kann in dEin Genuß unseres Buchgeschenks kommen, 
wenn er 
• das AlB bereits selbst abonniert hat, 
• einen neuen Abonnent:en für unsere Zeitschrift wirbt, und 
• der neue Abonnent das Jahresabo bezahlt bzw. uns auf der 

Bestellkarte (siehe HeHmitte) eine Abbuchungsvollmacht erteiH 
hat. 

. wenn wir 
libefleben wollen 

296 $., Weltkreis 

W,ltlfe Bucllprlmlen sind aus unserem Ge$amtnrzelcllnls zu 
entnehmen. Gesamlv'rl.ltllnls anlordem bei: 
AlB, lI,lIl,Isfrall. 48, 3550 Marbllrg 1 

c_ 

A1bie Sachs 
Insel in Ketten 
278 S., Lamuv 

AChtung; 
Best,lIkarte In der 

H.ftmltte benuben! 

Unser akt elles Buchgeschenk 




